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V orbemerkungen 


I. Rechtsgrundlage und Inhalt der Finanzplanung 

1. Die Bundesregierung hat am 4. September 1968 
die gemäß § 9 Abs. 1 des Gesetzes zur Förde- 
rung der Stabilität und des Wachstums der 
Wirtschaft — StWG — vom 8. Juni 1967 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 582) der Haushaltswirtschaft 
des Bundes zugrunde zu legende fünfjährige 
Finanzplanung für die Jahre 1968 bis 1972 be- 
schlossen. Damit hat sie die im Vorjahr erst- 
mals aufgestellte Finanzplanung gemäß § 9 
Abs. 3 StWG der Entwicklung angepaßt und 
unter Einbeziehung des Jahres 1972 fortgeführt. 

2. Der Finanzplan besteht aus 

— der Gesamtübersicht, in der die Zielvorstel- 
lungen für das Ausgabevolumen des Bundes, 
untergliedert nach wachstumsfördernden und 
sonstigen Ausgaben entwickelt und zu- 
gleich in einer Gegenüberstellung die zur 
Sicherung der Finanzierung dieser Ausgaben 
erforderlichen Einnahmen dargestellt wer- 
den, 

— einer Aufgliederung der Ausgaben des Bun- 
des nach Sachbereichen — Anlage 1 — 
nach Einzelplänen — Anlage 2 — und nach 
Ausgabearten — Anlage 3, 

— einer Finanzierungsrechnung (Kreditpla- 
nung) — Anlage 4 — 


II. Ausgangslage 

3. Die erste Finanzplanung des Bundes basierte 
auf einer grundsätzlich anderen gesamtwirt- 
schaftlichen Ausgangslage als die neue Finanz- 
planung, was vor allem für die Gestaltung des 
in der Finanzplanung eingebetteten Bundes- 
haushalts 1969 von Bedeutung ist. Die Finanz- 
planung des Vorjahres wurde in einem Zeit- 
punkt aufgestellt, in dem die konjunkturelle 
Situation noch durch ausgeprägte Schwächeten- 
denzen gekennzeichnet war. Die Beschlußfas- 
sung der Bundesregierung über die neue Finanz- 
planung erfolgte dagegen in einer Periode eines 
kräftigen wirtschaftlichen Aufschwungs, dessen 
entscheidende Impulse den im vorigen Jahre 
getroffenen finanz- und wirtschaftspolitischen 
Maßnahmen der Bundesregierung zur Konjunk- 
turbelebung zu verdanken sind. Für das Jahr 
1969 kann aus gegenwärtiger Sicht auf Maßnah- 
men dieser Art verzichtet werden, da der der- 
zeitige konjunkturelle Aufschwung nunmehr 
eine sich selbst tragende Dynamik entwickelt 
hat. 


4. Im Vordergrund der Finanzplanung des Vorjah- 
res /Stand ferner das Ziel der Wiederherstellung 
einer dauerhaften Ordnung der Bundesfinanzen. 
Dieses Ziel ist in vollem Umfang erreicht wor- 
den, wie die Fortschreibung der Finanzplanung 
zeigt. Erneute, einschneidende Eingriffe auf der 
Ausgaben- und Einnahmenseite des Haushalts 
brauchten deshalb bei der Fortschreibung der 
Finanzplanung in diesem Jahr nicht vorgesehen 
zu werden. Im Hinblick auf die in der ersten 
mehrjährigen Finanzplanung für die Jahre ab 
1969 relativ niedrig veranschlagte Nettokredit- 
aufnahme des Bundes konnte bei der Fortschrei- 
bung der Finanzplanung bis 1972 durch eine 
volkswirtschaftlich vertretbare Erhöhung der 
Kreditfinanzierung ein Handlungsspielraum ge- 
schaffen werden, der zur Erreichung der wachs- 
tumspolitischen Ziele durch neue, zukunftswei- 
sende Ausgaben ausgefüllt worden ist. 

5. In methodischer Hinsicht unterscheidet sich die 
neue Finanzplanung von der vorjährigen Fi- 
nanzplanung dadurch, daß 

a) im Vorgriff auf die Neuregelung nach dem 
Regierungsentwurf der neuen Bundeshaus- 
haltsordnung zur N ettodar Stellung der Kre- 
ditaufnahmen des Bundes übergegangen 
wird, also nur die jährlichen Nettoneukredit- 
aufnahmen (Kreditaufnahmen nach Abzug 
der Schuldentilgungen einschließlich Vor- 
jahresdefiziten) ausgewiesen werden; 

b) die Lastenausgleichsahgahen, die in voller 
Höhe an den Lastenausgleichsfonds weiter- 
geleitet werden, d. h. lediglich den Charak- 
ter eines Durchlaufpostens haben, künftig 
nicht mehr im Haushalt betragsmäßig ver- 
anschlagt, sondern lediglich in Leertiteln er- 
faßt werden. 

Die Veranschlagung der Kreditaufnahmen des 
Bundes nach dem Nettoprinzip liefert einen 
sachgerechten Beurteilungsmaßstab für die 
Höhe der veranschlagten Kreditaufnahmen so- 
wohl unter finanz- als auch wirtschaftspoliti- 
schen Gesichtspunkten. Zugleich wird damit die 
Vergleichbarkeit der Daten im nationalen und 
internationalen Bereich gewährleistet. 


III, Einpassung der Bundesausgaben in die gesamt- 
wirtschaftliche Entwicklung 

6. Volkswirtschaftliche Grundlage der Finanzpla- 
nung ist die Projektion der allgemeinen Wirt- 
schaftsentwicklung für die Jahre 1968 bis 1972, 
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nach der ein Wachstum des Bruttosozialprodukts j 
von nominal 6 v. H. und real 4,4 v. H. im Jah- i 
resdurchschnitt angestrebt wird. Damit weicht i 
der gesamtwirtschaftliche Entwicklungstrend | 
nach der neuen Zielprojektion nicht von der ' 
Grundtendenz ab, die der ersten mehrjährigen I 
Finanzplanung des Bundes zugrunde lag. | 

I 

7. Die Verwirklichung der in der Projektion der 
allgemeinen Wirtschaftsentwicklung aufgestell- 
ten Ziele setzt u. a. voraus, daß Wachstum und 
Struktur der öffentlichen Haushalte in ihren 
Grundtendenzen den der gesamtwirtschaftlichen 
Projektion zugrunde liegenden Annahmen ent- 
sprechen. Dieser Zielprojektion entspricht eine 
durchschnittliche jährliche Zuwachsrate von 6 
bis 6V2 V. H. für die Ausgabenentwicklung des 
öffentlichen Gesamfhaushalts (Gebietskörper- 
schaften, Sondervermögen LAF und ERP sowie 
Sozialversicherungen) . 

8. Im Bereich der Sozialversicherung zeichnet sich 
eine im Verhältnis zum Bruttosozialprodukt 
überproportionale Ausgabenentwicklung ab. Für 
die Ausgaben der Gebietskörperschaften insge- 
samt (Bund einschließlich Sondervermögen LAF 
und ERP, Länder und Gemeinden) ist deshalb 
eine entsprechend geringere durchschnittliche 
jährliche Steigerung von 5V2 bis 6 v. H. anzu- 
setzen. 


9. Die Verwirklichung der Ziele der gesamtwirt- 
schaftlichen Projektion erfordert jedoch nicht 
nur ein ihr angemessenes Ausgabevolumen, 
sondern sie stellt auch an die Struktur der 
öffentlichen Haushalte und die Art ihrer Finan- 
zierung bestimmte Anforderungen. Auf mittlere 
Sicht müssen die gesamten Investitionen und 
insbesondere die öffentlichen Investitionen im 
Verhältnis zum Bruttosozialprodukt überpro- 
portional ansteigen. Die Finanzplanung trägt 
diesem Erfordernis dadurch Rechnung, daß für 
die kommenden Jahre ein überproportional stei- 
gender Anteil investiver und sonstiger wachs- 
tumsfördernder Ausgaben am gesamten Aus- 
gabenvolumen vorgesehen ist. 

10. Für die Ausgabenentwicklung der einzelnen Ge- 
bietskörperschaften wird davon ausgegangen, 
daß im Jahresdurchschnitt 1968 bis 1972 (Basis- 
jahr 1967) die Gesamtausgaben des Bundes um 
rd. 5,5 V. H. und die Gesamtausgaben der Län- 
der und Gemeinden um etwa 6 v. H. ansteigen. 
Bei der Ermittlung dieser Steigerungsraten 
wurde der Notwendigkeit eines im Vergleich 
zum Bund höheren jährlichen Ausgabenzuwach- 
ses für Infrastruktur- und Sozialinvestitionen 
der Gemeinden, von deren Durchführung der in 
der gesamtwirtschaftlichen Projektion angenom- 
mene Fortschritt der volkswirtschaftlichen Lei- 
'stungskraft entscheidend abhängig ist, Rech- 
nung getragen. 


IV. Vorsorge für den Fall einer konjunkturellen 
Überhitzung 

11. Die mehrjährige Finanzplaniing geht von einer 
gleichgewichtigen Wirtschaftsentwicklung ent- 
sprechend den Zielen der gesamtwirtschaftlichen 
Projektion aus. Es entspricht dem Wesen einer 
mehrjährigen Finanzplanung und einer mittel- 
fristigen Zielprojektion der gesamtwirtschaft- 
lichen Entwicklung, daß beide sich am Wachs- 
tumstrend orientieren und nicht von vornherein 
für den gesamten Planungszeitraum die Mög- 
lichkeit konjunktureller Schwankungen einkal- 
kulieren. Die Finanzplanung muß aber die vor- 
aussehbare konjunkturelle Entwicklung und die 
Notwendigkeiten, die sich daraus im Rahmen 
einer antizyklisch gestalteten Finanz- und Wirt- 
schaftspolitik ergeben, für die beiden ersten 
Planungsjahre (1968 und 1969) berücksichtigen. 

12. Für diese beiden Jahre lassen die gegenwärtig 
erkennbaren Indikatoren weder eine restriktive 
noch eine expansive Gestaltung des Bundeshaus- 
halts sowie der übrigen öffentlichen Haushalte 
notwendig erscheinen. Aus heutiger Sicht ist 
damit zu rechnen, daß die Dynamik des Wirt- 
schaftsaufschwungs nach und nach in eine Ent- 
wicklung einmündet, die das für 1969 erwartete 
gesamtwirtschaftliche Wachstumspotential zwar 
voll ausschöpft, ohne daß es jedoch zu einer 
konjunkturellen Überhitzung mit schädlichen 
Folgen für das Preisniveau kommt. Zur Zeit 
besteht deshalb kein Anlaß, in die wirtschaft- 
liche Entwicklung einzugreifen. 

13. Die Bundesregierung ist sich jedoch der Risiken 
bewußt, die auftauchen, wenn die Grenzen einer 
Produktionssteigerung bei stabilen Preisen er- 
reicht werden sollen. In einer solchen Situation 
darf es nicht wieder — wie in der Vergangen- 
heit — dazu kommen, daß die monetäre Politik 
die Hauptlast bei der Dämpfung eines Booms 
trägt. Wie die Erfahrungen der letzten Jahre 
zeigen, kann die Geld- und Kreditpolitik eine 
konjunkturelle Überhitzung nur mit einem lan- 
gen Bremsweg beeinflussen. Wegen der außen- 
wirtschaftlichen Lage dürfte es sogar fraglich 
sein, ob ihre Maßnahmen überhaupt wirksam 
würden. Eine restriktive Kreditpolitik könnte zu 
hohen Geld- und Kapitalimporten führen und 
daran wie schon im Boom des Jahres 1960 
scheitern. 

14. Falls eine restriktive Politik erforderlich werden 
sollte, müßte daher die Finanzpolitik einen ent- 
scheidenden Beitrag leisten. Konjunkturbedingte 
Mehreinnahmen dürften nicht zu Mehrausgaben, 
sondern müßten zur Senkung der Kreditaufnah- 
men oder zur Schuldentilgung verwendet wer- 
den. Darüber hinaus ist die Bundesregierung 
entschlossen, bei Gefahr einer konjunkturellen 
Überhitzung die Instrumente einzusetzen, die 
ihr nach dem Gesetz zur Förderung der Stabili- 
tät und des Wachstums der Wirtschaft zu Ge- 
bote stehen, namentlich 
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— Ausgabekürzungen und Beschränkung neuer 
Verpflichtungen, 

— Streckung von Investitionsmaßnahmen, 

— Bildung von Konjunkturausgleichsrücklagen, 

— Beschränkung der öffentlichen Kreditaufnah- 
men, 

- - notfalls sogar steuerliche Maßnahmen. 

Durch dieses konjunkturpolitische Instrumenta- 
rium — unterstützt durch die Informationspolitik 
im Konjunkturrat für die öffentliche Hand und 
in der konzertierten Aktion — ist die Bundes- 
regierung heute gegen die Gefahr einer kon- 
junkturellen Überhitzung besser gerüstet als in 
früheren Jahren. Dabei wird auch dem Problem 
der Absicherung der konjunkturellen Entwick- 
lung gegen negative außenwirtschaftliche Ein- 
flüsse besondere Beachtung geschenkt. 

15. Um rechtzeitig einen Überblick zu erhalten, wo 
ggf. Kürzungen möglich sind, hat die Bundes- 
regierung beschlossen, daß diejenigen Ressorts, 
die umfangreiche binnenmarktwirksame Inve- 
stitionen durchführen oder finanzieren, ihre 
mehrjährigen Investitionsprogramme 1968 bis 
1972, die die Grundlage der Finanzplanung bis 
1972 bilden, nach Maßgabe der Beschlüsse zur 
Finanzplanimg für ihre Geschäftsbereiche über- 
arbeiten. Diese Investitionsprogramme sind nach 
Dringlichkeit und Jahresabschnitten gegliedert 
neu aufzustellen und dem Bundesminister der 
Finanzen zu einem von diesem zu bestimmenden 
Zeitpunkt zuzuleiten. 

Der Biindesminister der Finanzen ist von der 
Bundesregierung beauftragt worden, unter Mit- 
wirkung des Bundesministers für Wirtschaft die 
Investitionsprogramme und Investitionsvorha- 
ben der Ressorts in einem Gesamtprogramm 
zusammenzufassen. In diesem Programm sollen 
die Investitionsmaßnahmen gekennzeichnet wer- 
den, die bei einer notwendig werdenden anti- 
zyklischen Haushaltsführung zeitlich beeinflußt 
(gestreckt oder vorgezogen) werden können. 


V. Umstrukturierung des Bundeshaushalts 

16. Die Finanzplanung des Bundes ist als Aufgahen- 
planung vorwiegend von der Ausgabenseite her 
aufgestellt. Als Regierungsprogramm in Zahlen 
soll sie Aufschluß geben über den Inhalt und die 
Richtlinien der Politik, soweit diese mit finan- 
ziellen Aufwendungen verbunden ist. Die Bun- 
desregierung hat sich bereits bei der Finanz- 
planung des Vorjahres von der Überlegung 
leiten lassen, daß eine Erhöhung des Anteils der 
wachstumsfördernden Ausgaben an den Ge- 
samtausgaben des Bundes zur Zukunftsvorsorge 
und zur Sicherung der wirtschaftlichen und poli- 
tischen Stellung der Bundesrepublik in der 
Welt unausweichlich ist. Dieser Richtungswan- 


del der Politik des Bundes findet in der neuen 
Finanzplanung eine konsequente Fortsetzung. 

17. Die im Grundsatz von der Bundesregierung bei 
der Beschlußfassung über die Finanzplanung des 
Vorjahres getroffene Entscheidung über die not- 
wendige Umstrukturierung des Bundeshaushalts 
setzt, um einen sicheren Beurteilungsmaßstab 
zu erhalten, die Festlegung des Begriffs der 
wachslumsfördernden Maßnahmen voraus. 

Der Begriff der Investitionen ist nunmehr in 
einem neuen, mit den Ländern abgestimmten 
Gruppierungsplan für alle Haushalte verbindlich 
festgelegt worden. Er deckt sich nicht mehr mit 
dem Investitionsbegriff, der der Finanzplanung 
des Vorjahres zugrunde lag. Nach dem neuen 
Giuppierungsplan zählen zu den Investitionen 
nur noch die Baumaßnahmen (ohne reine Ver- 
teidigungsbauten), der Erwerb von beweglichen 
und unbeweglichen Sachen sowie von Beteili- 
gungen, die Darlehen sowie die Zuweisungen 
und Zuschüsse für Investitionen an dritte Auf- 
gabenträger. Durch diese neue Umschreibung 
der Ausgaben für Investitionen im ökonomisch- 
statistischen Sinne werden naturgemäß nicht 
sämtliche wachstumsfördernden Maßnahmen er- 
faßt, denen im Hinblick auf die Bewältigung 
unserer Zukunft ähnlicher Rang wie den Inve- 
stitionen im engeren Sinne ziikommt, wie sie in 
der Anlage 3 aufgeführt sind. Um ein vollstän- 
digeres Bild des Anteils der wachstumsfördern- 
den Maßnahmen an den Gesamtausgaben des 
Bundes zu erhalten, sind zusätzlich zu diesen 
Investitionen zu erfassen: 

a) die Wohnungsbauprämien 

(mittelbar investitionsfördernde Wirkung) 

b) die Schuldendiensthilfen für Investitionen 

(mit Ausnahme der Zinshilfen an Bundes- 
bahn und Bundespost, da sonst bei einer 
Gesamtbetrachtung der Bundesebene Dop- 
pelzählungen entstehen) 

c) die Aufwendungen für Forschung, Entwick- 
lung und Erprobung aus dem Verteidigungs- 
haushalt 

d) die Ausgaben aus dem Einzelplan des Bun- 
ministers für wissenschaftliche Forschung, 
soweit diese nicht ohnehin zu den Investi- 
tionen zu zählen sind 

e) neue Maßnahmen zur Verbesserung der 
Ausbildungsförderimg. 

Wenn es auch im Bundeshaushalt noch eine 
Reihe anderer Ausgaben mit wachstumsfördern- 
dem Charakter gibt, erschien es gleichwohl nicht 
vertretbar, den Kreis der wachstumsfördernden 
Ausgaben noch weiter zu spannen als in der 
vorstehenden Aufzählung. 

18. Nach der neuen Finanzplanung sollen in den 
Jahren bis 1972 die investiven und sonstigen 
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wachstumsfördernden Ausgaben des Bundes von 
14,87*) Mrd. DM in 1968 auf 20,5 Mrd. DM in 
1972 ansteigen. Damit erhöht sich der Anteil der 
investiven und sonstigen wachstumsfördernden 
Ausgaben an den Gesamtausgaben („Investi- 
tionsquote") wie folgt: 

1968 1969 1970 1971 1972 

in V. H. 


19,4 *) 19,6 20,1 20,8 21,4 

19. Diese Zahlen über den Anteil der wachstums- 
fördernden Ausgaben an den Gesamtausgaben 
geben lediglich Aufschluß über die Struktur der 
Ausgabenseite des Haushalts. Strukturverände- 
rungen von der Einnahme Seite her kommen dar- 
in nicht zum Ausdruck. Eine umfassende Beur- 
teilung der Bestrebungen der Bundesregierung 
in Richtung auf eine verstärkte Wachstumsför- 
derung ist nur bei Einbeziehung der insoweit 
vorgesehenen Maßnahmen möglich. Dabei han- 
delt es sich vor allem um 

a) die Einführung einer neuen 10-vH-Investi- 
tionsprämie für Anlageinvestitionen im 
Zonenrandgebiet und Bundesausbaugebieten 
— vgl. unten Nr. 25 — sowie für Anlage- 
investitionen der gewerblichen Wirtschaft für 
Forschung und Entwicklung — unten Nr. 23 — 
(Mindereinnahmen des Bundes von 60 Mil- 
lionen DM ansteigend auf 105 Millionen DM 
in 1972), 

b) den Einnahmeverzicht für Herabsetzung des 
Bundesanteils an der Einkommen- und Kör- 
perschaftsteuer zugunsten der Länder und 
Gemeinden ab 1969 — unten Nr. 28 — (Min- 
dereinnahmen bezogen auf 1969 = 1 Mrd. 
DM, künftig ansteigend), 

c) den weiteren Einnahmeverzicht zur zusätz- 
lichen Verbesserung der Gemeindefinanz- 
masse im Rahmen der Gemeindefinanzreform 
ab 1970 — unten Nr. 29 — (Mindereinnahmen 
des Bundes 250 Millionen DM, ansteigend bis 
auf 290 Millionen DM in 1972). 


VI. Handlungsspielraum insbesondere für neue 
zukunftsweisende Maßnahmen 

20. Bei der Anpassung und Fortschreibung der 
Finanzplanung brauchten neue einschneidende 
Ausgabekürzungen nicht vorgesehen zu wer- 
den. Darin kommt deutlich zum Ausdruck, daß 
die alte Finanzplanung ihr Ziel der Wiederher- 
stellung einer dauerhaften Ordnung der Bundes- 
finanzen erreicht hat. 


*) Ohne II. Konjunkturprogramm 1967/68 (kassenmäßiger 
Abfluß 1968 in Höhe von 1,45 Mrd. DM), das als kon- 
junkturbedingte Sondermaßnahme im Rahmen der 
längerfristigen Betrachtung der Struktur des Bundes- 
haushalts nicht zu berücksichtigen war. 


Durch die Fortschreibung der Finanzplanung 
auf der Grundlage der Beschlüsse des Vorjah- 
res werden jedoch nicht nur neue Mehrbela- 
stungen vermieden, sondern es wird die Mög- 
lichkeit geschaffen, im Rahmen des gesamtwirt- 
schaftlich anzustrebenden Ausgabenwachstums 
neue, in die Zukunft weisende Maßnahmen 
einzuplanen. In diesem Rahmen müssen ange- 
sichts der Starrheit der Ausgabenblöcke des 
Bundeshaushalts die Verfügungsbeträge für 
neue Maßnahmen überwiegend für wachstums- 
fördernde Maßnahmen ausgenutzt werden, um 
die angestrebte Umstrukturierung des Bundes- 
haushalts zu erreichen. Für andere Zwecke 
bleibt daher nur ein verhältnismäßig geringer 
Spielraum. 

21. Eine kritische Prüfung des Ausgabenbedarfs 
aus heutiger Sicht hat bereits ergeben, daß ein 
wesentlicher Teil der neu geschaffenen „Ver- 
fügungsbeträge" durch einen Mehrbedarf ge- 
genüber der alten Finanzplanung gebunden ist, 
der auf Grund der zwischenzeitlichen Entwick- 
lung als zwangsläufig anzusehen ist (z. B. er- 
höhte Zuschüsse an die knappschaftliche Renten- 
versicherung, erhöhte Beiträge an den EWG- 
Agrarfonds wegen der Milchmarktordnung, Fol- 
gekosten aus den Ostberliner Reisebeschrän- 
kungen, erhöhter Zinsendienst). Als zwangs- 
läufiger Bedarf sind auch anzusehen die ein- 
gestellten Verstärkungsmittel für Besoldungs- 
und Tarifverbesserungen im öffentlichen Dienst 
in Anlehnung an die projizierte gesamtwirt- 
schaftliche Entwicklung. Die Verstärkungsmittel 
für neue tarif- und besoldungspolitiische Maß- 
nahmen, die (einschließlich Anteil Bundesbahn) 
für 1969 mit 894 Millionen DM veranschlagt 
sind, sollen darüber hinaus die Harmonisie- 
rung der Beamtenbesoldung in Bund und Län- 
dern und damit zugleich noch in dieser Legis- 
laturperiode die Verabschiedung der von der 
Bundesregierung vorgeschlagenen Neufassung 
des Artikels 75 des Grundgesetzes sicherstellen. 
Durch diese Neufassung soll ein erneutes Aus- 
einanderfallen der Besoldungsentwicklung in 
Bund und Ländern vermieden werden. 

Neben dem zwangsläufigen Mehrbedarf auf der 
Ausgabenseite waren auch die Grenzen für die 
Inangriffnahme neuer Maßnahmen von der 
Finanzierungsseite her durch die Mindereinnah- 
men zu berücksichtigen, die sich namentlich aus 
der Herabsetzung des Bundesanteils an der Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuer nach dem Re- 
gierungsentwurf eines 3. Gesetzes über das 
Beteiligungsverhältnis für das Jahr 1969 mit 
1 Mrd. DM (bis 1972 ansteigend bis auf 1,2 Mrd. 
DM) ergeben. 

22. Während im Mittelpunkt der Entscheidung der 
Bundesregierung über die erste Finanzplanung 
im Vorjahr das Bemühen um eine möglichst 
gerechte Verteilung der zur Sanierung des 
Haushalts erforderlichen Eingriffe istand, kon- 
zentrierten sich die Überlegungen der Bundes- 
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regierung bei der Anpassung und Fortschrei- 
bung der Finanzplanung in diesem Jahr vor- 
nehmlich auf die Verstärkung der Mittel für 
zukunftsweisende Aufgaben. Neben den bisher 
schon bestehenden Schwerpunkten des Haus- 
halts, die mit den Ausgaben für die äußere und 
innere (soziale) Sicherheit des Staates, die Be- 
wältigung der Kriegsfolgelasten, die Landwirt- 
schaft, den Verkehr und die Entwicklungshilfe 
den weit überwiegenden Teil des Ausgaben- 
volumens des Bundeshaushalts beanspruchen, 
hat die Bundesregierung in folgenden Berei- 
chen neue Schwerpunkte gesetzt und bestehende 
Schwerpunkte verstärkt: 

— Wissenschaft, Forschung und Ausbildungs- 
förderung, 

— Verbesserung der Agrarstruktur, 

— Maßnahmen der regionalen Strukturförde- 
rung, 

— - Wirtschaftsförderung, 

— Verkehr, 

— Verstärkung der Finanzmasse von Ländern 
und Gemeinden. 


23. Wie bereits bei Aufstellung der ersten Finanz- 
planung wird auch bei der vorliegenden neuen 
Finanzplanung des Bundes bis 1972 der Förde- 
rung von Wissenschaft und Forschung ein her- 
vorragender Rang eingeräumt. Eine zukunfts- 
orientierte Forschung und die darauf aufbau- 
ende technische Entwicklung sind die Voraus- 
setzung für das künftige Wachstum unserer 
Wirtschaft. Die für die wissenschaftliche For- 
schung (Einzelplan 31) vorgesehenen Mittel wie- 
sen bereits nach der alten Finanzplanung in 
den Jahren bis 1971 mit rd. 15 v. H. im Jahres- 
durchschnitt erheblich über dem Durchschnitt 
der Gesamtausgaben liegende Steigerungssätze 
auf. Nach der neuen Finanzplanung ist noch- 
mals eine wesentliche Heraufsetzung der Aus- 
gaben für die wissenschaftliche Forschung vor- 
gesehen. Durch eine Steigerungsrate von nun- 
mehr rd. 20 V. H. im Jahresdurchschnitt bis 1972 
soll der in einigen Forschungsbereichen noch 
bestehende Rückstand gegenüber dem Ausland 
verringert werden. Die sinnvolle Verausgabung 
derart stark steigender Haushaltsmittel stellt 
hohe Anforderungen an eine rationale Aufga- 
benplanung, die im Wissenschaftsbereich er- 
fahrungsgemäß eine gewisse Vorbereitungszeit 
erfordert. Deshalb ist für 1970 eine geringere 
Aufstockung der Förderungsmittel für Wissen- 
schaft und Forschung (100 Millionen DM) als in 
den Folgejahren vorgesehen (vgl. Anlage 1 zu 
IV Nr. 24). Durch die geplante Ausbringung von 
Verpflichtungsermächtigungen sollen jedoch be- 
reits in 1970 entsprechend dem voraussichtlichen 
Planungsfortschritt Aufträge zu Lasten der 
Haushalte ab 1971 für neue Großvorhaben im 
Forschungsbereich vergeben werden können. 

Als eine weitere Maßnahme zugunsten der För- 
derung der Forschung und technischen Entwick- 


lung hat die Bundesregierung die Einführung 
einer 10-v.H. -Investitionsprämie für Anlage- 
investitionen der gewerblichen Wirtschaft, die 
der Forschung und der technischen Entwicklung 
dienen, vorgesehen. 

Die Bundesregierung hat sich ferner dafür ent- 
schieden, der Ausbildungsförderung einen be- 
sonderen Vorrang einzuräumen (vgl. Anlage 1 
zu IV Nr. 18): Stärker als in der Vergangenheit 
erfordern wirtschaftliche Strukturwandlungen 
in den kommenden Jahren und Jahrzehnten 
neben der räumlichen vor allem eine geistige 
Mobilität der Arbeitskräfte. Der Verbesserung 
der Ausbildung junger Menschen muß überdies 
auch unter dem Gesichtspunkt der optimalen 
Ausschöpfung des Wachstumspotentials der 
Volkswirtschaft in kommenden Jahrzehnten be- 
sondere Aufmerksamkeit geschenkt werden. 

24. Eine für die Zukunftsvorsorge wirtschafts- und 
gesellschaftspolitisch gleichermaßen bedeutsame 
Schwerpunktentscheidung ist auch zugunsten 
des Landwirtschaftsbereichs getroffen worden. 
Nach den Grundsatzbeschlüssen der Bundesre- 
gierung über das Agrarprogramm sollen im 
Rahmen eines Umstellungsprozesses auf Dauer 
wettbewerbsfähige und von direkten Einkom- 
menshilfen der öffentlichen Hand unabhängige 
landwirtschaftliche Betriebsstrukturen geschaf- 
fen werden. Die notwendige Umstrukturierung 
der Landwirtschaft erfordert zunächst, wie in 
der Finanzplanung vorgesehen, einen erhöhten 
Einsatz von öffentlichen Mitteln (vgl. Anlage 1 
zu IV Nr. 46). Der Kabinettausschuß für das 
Agrarprogramm wird die Aufgliederung der 
Ausgaben für dieses Programm, die in erster 
Linie für wachstumsfördernde Maßnahmen ein- 
zusetzen sind, noch im einzelnen erörtern und 
der Bundesregierung entsprechende Vorschläge 
vorlegen. 

Die Bundesregierung hat beschlossen, daß außer 
den im Haushalt veranschlagten Beträgen für 
1969 weitere 300 Millionen DM und 1970 wei- 
tere 250 Millionen DM zu Lasten des Zweck- 
vermögens bei der Deutschen Siedlungs- und 
Landesrentenbank für landwirtschaftliche Struk- 
turmaßnahmen im Rahmen der gesetzlichen 
Widmung des Zweckvermögens beschafft wer- 
den. 

25. Trotz der positiven gesamtwirtschaftlichen Ent- 
wicklungsaussichten in der Bundesrepublik ist 
nicht zu verkennen, daß in einigen infolge be- 
sonderer Standort- und/oder Strukturprobleme 
benachteiligten Gebieten der Bundesrepublik 
noch Leistungsreserven vorhanden sind. Die 
Nutzung dieser Reserven muß zu den vorran- 
gigen Zielen einer Wirtschafts- und Finanzpoli- 
tik gehören, die auf ein regional möglichst 
gleichmäßiges optimales Wachstum bei Vollbe- 
schäftigung und Preisstabilität gerichtet ist. Die 
konjunkturelle Abflachung der Jahre 1966 und 
1967 hat die Krisenanfälligkeit der wirtschaftlich 
schwachen Gebiete durch überdurchschnittlich 
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steigende Arbeitslosenquoten zutage treten las- ! 
sen. Der gegenwärtige wirtschaftliche Auf- 
schwung bietet günstige Voraussetzungen für 
eine Verstärkung der wirtschaftlichen Auftriebs- 
kräfte in den strukturell benachteiligten Gebie- 
ten und Wirtschaftsbereichen. 

Diesem Ziel wird mit den von der Bundesregie- , 
rung vorgesehenen Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur Rech- 
nung getragen. 

— Für Infrastrukturmaßnahmen an Ruhr und ! 
Saar sowie im Zonenrandgebiet und in den i 
Bundesausbaugebieten soll durch Zinsver- : 
billigung und Investitionszuschüsse in den 1 
Jahren bis 1972 ein Investitionsvolumen von ' 
insgesamt 1,3 Mrd. DM ausgelöst werden. 1 
Dafür sind im Rechnungsjahr 1969 60 Millio- 
nen DM und für die Jahre 1970 bis 1972 zu- ' 
sammen weitere 160 Millionen DM vorgese- i 
hen (Anlage 1 zu IV Nr. 48). ' 

— Durch Aufstockung der Zuschußmittel des ' 
Regionalfonds ab 1969 um 35 Millionen DM ! 
auf rd. 174 Millionen DM jährlich soll das | 
Programm zur Ansiedlung, Umstellung oder ! 
Rationalisierung gewerblicher Betriebe in 
den Bundesfördergebieten sowie zur Schaf- 
fung neuer Arbeitsplätze in bestimmten Tei- ‘ 
len des Zonenrandgebiets, in denen akute 
sektorale Umstellungsprobleme mit der wirt- 1 
schaftlichen Randlage zusammenfallen, we- 
sentlich intensiviert werden (Anlage 1 zu IV 
Nr. 47). ! 

— Zur weiteren Verbesserung der Möglichkei- 
ten für die Industrieansiedlung, durch die ein 
durchgreifender Wandel der Regionalstruk- 
tur herbeigeführt werden kann, ist ferner 
die Gewährung einer Investitionszulage von 
10 V. H. der Anschaffungs- oder Herstellungs- 
kosten, und zwar durch gesetzliche Regelung 
in Anlehnung an § 19 Berlinhilfe-Gesetz und 
§ 32 Steinkohlenanpassungsgesetz vorgese- 
hen. Mit einem Einnahmeausfall von 100 
Millionen DM, davon beim Bund 35 Millio- 
nen DM, kann ein weiteres Investitionsvolu- 
men von rd. 1 Mrd. DM mobilisiert werden; 
das bedeutet bei einem angenommenen In- 
vestitionsbedarf von 50 000 DM je Arbeits- 
platz die Schaffung von etwa 20 000 zusätz- 
lichen Arbeitsplätzen jährlich. 

— Durch Rückverlagerung des bisher vom ERP- ' 
Vermögen getragenen Bundeszuschusses an ' 
das Rationalisierungskuratorium der Wirt- i 
Schaft (RKW) in Höhe von 10 Millionen DM | 
in den Bundeshaushalt wird dem ERP- Ver- 
mögen die Aufstellung eines 250-Millionen- 
DM-ERP-Kreditprogramms durch Zinsverbil- 
ligung von Infrastrukturinvestitionen in j 
ländlichen Räumen ermöglicht. Außerdem ' 
wird zu Lasten des ERP-Vermögens ein Vier- • 
jahresprogramm zur Investitionsfinanzierung ■ 
in ländlichen Strukturgebieten vorbereitet. * 

Die Maßnahmen zur Verbesserung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur sind in engem Zusam- 


— 5. Wahlperiode 

menhang mit den vorgesehenen Maßnahmen 
des Agrarprogramms zu sehen. Die Verbesse- 
rung der Landwirtschaftstruktur bedarf zur vol- 
len Verwirklichung parallel laufender Maßnah- 
men im Bereich der allgemeinen Wirtschafts- 
struktur. 

26. Neben einer Verstärkung der Hilfen für die 
Verbesserung der Wirtschaftsstruktur sieht die 
Bundesregierung die Bereitstellung zusätzlicher 
Mittel für die Weiterführung erfolgversprechend 
angelaufener Maßnahmen zur Förderung der 
Anpassung im Energiebereich vor. Falls nach 
Gründung der Gesamtgesellschaft für die Jahre 
1970 und 1971 weitere Mittel erforderlich wer- 
den sollten, ist das bei der Fortschreibung der 
Finanzplanung zu berücksichtigen. 

Auf dem Gebiet der Wirtschaftsförderung sollen 
zudem im Planungszeitraum verstärkte Hilfen 
an zwei Industriebereiche gewährt werden, die 
mit diesen Förderungsmitteln in die Lage ver- 
setzt werden sollen, erforderliche Investitionen 
zur Entwicklung und Erprobung besonders zu- 
kunftsträchtiger Produktionsprogramme vorzu- 
nehmen. 

Sowohl im Flugzeugbau als auch auf dem Ge- 
biet der Entwicklung von elektronischen Daten- 
verarbeitungsanlagen haben die in Betracht 
kommenden deutschen Unternehmen einen er- 
heblichen Entwicklungsrückstand gegenüber 
den mit öffentlichen Mitteln stark geförderten 
Unternehmen in anderen Ländern, insbeson- 
dere den USA. Wegen der langen Entwicklungs- 
zeiten und der Höhe der Anfangsinvestitionen 
müßte der Markt auf diesen Sektoren ohne Be- 
reitstellung öffentlicher Mittel weitgehend aus- 
ländischen Anbietern überlassen bleiben; die 
Vergrößerung einer technologischen Lücke in 
diesen für die Zukunftsentwicklung sehr bedeu- 
tungsvollen Industriezweigen wäre die unaus- 
bleibliche Folge. 

27. Der Verkehr bildet in der neuen Finanzplanung 
wiederum einen Schwerpunkt. Bis 1972 steigen 
die Verkehrsausgaben im Jahresdurchschnitt um 
7,8 V. H. gegenüber einer Steigerung der Ge 
Samtausgaben des Bundes um 5,5 v. H. Die 
Bundesregierung hat für diesen Bereich zusätz- 
liche Mittel veranschlagt, um im Rahmen ihres 
verkehrspolitischen Programms den Güterver- 
kehr weitgehend von der Straße auf die 
Schiene zu verlagern. Mit den Zusatzmitteln isol- 
len umfangreiche Investitionen finanziert wer- 
den, die erforderlich sind, um den kombinier- 
ten Straße-Schiene-Verkehr (z. B. Gleis- 
anschluß- und Container-Verkehr) zu fördern. 

28. Entsprechend dem Ergebnis der Beratungen im 
Finanzplanungsrat sieht die Finanzplanung vor, 
daß das Beteiligungsverhältnis an der Einkom- 
men- und Körperschaftsteuer ab 1969 um 2 v. H. 
( = - 1 Mrd. DM in 1969, künftig ansteigend) zu- 
gunsten der Länder geändert wird. Die Hälfte 
der Mehreinnahmen sollen die Länder an die 
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29. 


Gemeinden zur Verstärkung der Investitions- 30. 
kraft weiterleiten. 

Auf Grund der Beratungen im Finanzplanungs- 
rat sieht die Finanzplanung auch für 1969 noch i 
die Gewährung von Ergänzungszuweisungen an 
finanzschwache Länder in Höhe von 190 Mil- 
lionen DM und von Sonderzuweisungen für 
Strukturmaßnahmen an besonders finanz- 
schwache Länder in Höhe von 50 Millionen DM | 
vor. Für die folgenden Jahre sind keine Ergän- I 
Zungszuweisungen mehr veranschlagt; als Mit- j 31. 
tel für Sonderzuweisungen sind 20 Millionen 
DM vorgesehen. Die notwendige Stärkung der | 
Finanzkraft der finanzschwachen Länder ist ■ 
systemgerecht durch eine Verbesserung des \ 
Länderfinanzausgleichs zu erreichen, die zusam- ' 
men mit der Finanzreform verwirklicht werden j 
muß. j 

j 

Die Bundesregierung hat sich in ihrem Finanz- ! 
reformprogramm grundsätzlich dazu bekannt, 
daß die Gemeindefinanzreform zu einer Stär- 
kung der Finanzkraft der Gemeinden führen 
muß, weil gerade auf der Gemeindeebene in 
großem Umfang Infrastrukturinvestitionen ge- 
tätigt werden, die für das Wachstum der Volks- 
wirtschaft von großer Bedeutung sind. i 

Der Bund hat — im Vorgriff auf die Finanz- | 
reform — zur Verbesserung der Gemeinde- ! 
finanzen bereits erhebliche Vorleistungen er- j 
bracht: ; 

a) Seit 1967 Zuweisung der Mittel aus der Er- | 
höhung der Mineralölsteuer um 3 Pf für den | 
Ausbau der Verkehrsanlagen in den Ge- : 
meinden (800 Millionen DM in 1969, anstei- ' 
gend bis 1972 auf 950 Millionen DM); 

b) ab 1969 Verzicht auf 1 v. H. des Aufkom- 

mens aus der Einkommen- und Körperschaft- i 
Steuer zugunsten der Gemeinden (500 Mit- ! 
lionen DM in 1969, ansteigend ])is 1972 auf i 
620 Millionen DM). | 

Ab 1970 sollen die Gemeindefinanzen nach den j 
Vorstellungen der Bundesregierung nochmals i 
um 500 Millionen DM verbessert werden. Diese 
Maßnahme dient der notwendigen Verstärkung 
der Investitionskraft der Gemeinden. Sie ist zu- 
gleich erforderlich, um die Umstellung des Ge- 
meindesteuersystems zu ermöglichen. 

Im Hinblick auf die bereits bisher vom Bund 
erbrachten Vorleistungen kann von den Län- 
dern erwartet werden, sich an dieser weiteren 
Verstärkung der Gemeindefinanzmasse in glei- ! 
ehern Maße zu beteiligen. Die Mehrbelastung 
des Bundes beläuft sich danach auf 250 Mil- 
lionen DM in 1970, ansteigend auf 290 Millio- 
nen DM in 1972 (Gesamtübersicht Anmer- | 
kung 3). Unter Berücksichtigung der bisher ge- 
troffenen Maßnahmen wird damit im Rahmen 
der Finanzreform die Finanz- und Investitions- 
kraft der Gemeinden insgesamt um rd. 1,9 Mrd. 

DM (1970) verstärkt. 


Abgesehen von der Stärkung der Gemeinde- 
finanzen konnten die Auswirkungen der Finanz- 
reform in der Finanzplanung noch nicht berück- 
sichtigt werden, da der genaue Umfang der 
Verschiebungen bei den Lasten und den Dek- 
kungsmitteln noch nicht zu übersehen ist. Die 
Neuverteilung der Steuern wird sich danach 
zu richten haben, wie die Aufgaben zwischen 
Bund und Ländern verteilt werden. 

Die Bundesregieuung hat auch die Frage der 
Krankenhausfinanzierung erörtert. Mittel für 
die Krankenhausfinanzierung konnten nicht ein- 
geplant werden, weil die gesetzlichen, verfas- 
sungsrechtlichen und finanziellen Voraussetzun- 
gen nicht vorliogen. Die Bundesregierung hat 
ihre Mitglieder im Finanzplanungsrat beauf- 
tragt, mit den Ländern und Gemeinden die Frage 
der Krankenhausfinanzierung im Zusammen- 
hang mit der Behandlung der Schwerpunkte für 
die Erfüllung der öffentlichen Aufgaben zu er- 
örtern, um zu einer befriedigenden Regelung 
des Problems zu kommen. 

Bei dem Bestreben der Bundesregierung, die 
Struktur des Bundeshaushalts durch Stärkung 
der wachstumsfördernden Ausgaben zu verbes- 
sern, konnte sie nicht unberücksichtigt lassen, daß 
im sozialen Bereich dem Bund nach der Verfas- 
sung wesentlich größere Aufgaben als den ande- 
ren Gebietskörperschaflen gestellt sind. 

Ein Problem von besonderer politischer Bedeu- 
tung ergibt sich dabei für das Jahr 1972, weil die 
Kürzung der Bundeszuschüsse an die Renten- 
versicherungen (einschließlich Knappschaft) 
durch das Finanzändfuungsgesedz 1967 im Jahre 
1971 ausläuft. 

Aus einer von dem Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung vorgelegten Vorausschau der 
Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben der 
Rentenversicherungen der Arbeiter und der 
y\ngestellten lür die Jahre bis 1972 (Bulletin 
vom 31. Juli 1968, S. 830) ergibt sich, daß aus 
l'Kmiiger Sicht bei der Arbeiterrcnteriversiche- 
rung — im Gegensatz zur y\ngestelltenversiche- 
rung — erhebliche Finanzierungsprobleme be- 
stehen. Auch das Wiederaufleben des vollen 
Bundeszuschusses al) 1972 kann dieses Finan- 
zierungsproblem der Arbeiterrentenversicherung 
noch nicht lösen. Wenn nicht weitere Maßnah- 
men zur Sicherung der längerfristigen Finanzie- 
rung der Arbeit(nrentenversicherung hinzukom- 
merr, müßte das in der Vergangenheit ange- 
sammeltc Bar- und Anlagevermögen der Träger 
der Rentenversicherungen der Arbeiter von 
12,8 Mrd. DM 1968 bis Ende 1972 völlig aufge- 
zehrt werden, während im gleichen Zeitraum 
das Bar- und Anlagevermögen der Angestellten- 
versicherung von 12,0 Mrd. DM auf 17,7 Mrd. 
DM steigen würde. Bei dieser Situation ist es 
erforderlich, spätestens ab 1972 eine sozialpoli- 
tisch, finanzpolitisch und gesamtwirtschaftlich 
befriedigende Regelung der Finanzierung der 
sozialen Alterssicherung sicherzustellen. 
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Die Bundesregierung geht in ihrer Finanzpla- 
nung entsprechend der geltenden Rechtslage 
(Artikel 2 § 1 Nr. 3 und § 2 Nr. 4 des Finanz- 
änderungsgesetzes 1967 vom 21. Dezember 1967, 
BGBl. I S. 1259) davon aus, daß die Herabset- 
zung der Bundeszuschüsse an die Träger der 
Rentenversicherungen — mit Ausnahme der 
Weiterführung des Wanderungsausgleichs zu- 
gunsten der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung — mit dem Jahre 1971 ausläuft. 

Die Bundesregierung hat einen Kabinettaus- 
schuß (Kabinettausschuß für Sozialbudget und 
soziale Strukturfragen) zur Ausarbeitung von 
Vorschlägen eingesetzt, mit denen eine sozial- 
politisch, finanzpolitisch und gesamtwirtschaft- 
lich befriedigende Regelung der Finanzierung 
der sozialen Alterssicherung über das Jahr 1971 
hinaus erzielt werden soll. Grundlage für die 
Überlegungen des Kabinettausschusses wird ein 
Sozialbudget sein, das sich im Rahmen der mit- 
telfristigen Wirtschaftsprojektion hält und von 
dem Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung noch im Jahr 1968 vorgelegt wird. Den 
Vorsitz im Kabinettausschuß hat der Bundes- 
kanzler; dem Ausschuß gehören die Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung (stellver- 
tretender Vorsitz), der Finanzen, für Wirtschaft, 
für Angelegenheiten des Bundesrates und der 
Länder, für Familie und Jugend und für Gesund- 
heitswesen an. Bei der Erörterung von Fragen 
der Sozialhilfe wird der Bundesminister des 
Innern zugezogen. 

33. Die Bundesregierung hat sich überdies auch sehr 
eingehend mit der Frage befaßt, inwieweit Ver- 
besserungen von Leistungen im Sozialbereich 
möglich sind. Sie hat Ausgabenerhöhungen bei 
den Gruppen von Sozialausgaben vorgesehen, 
bei denen nach ihrer Auffassung wegen des Vor- 
handenseins besonderer Härten eine Verbesse- 
rung der Leistungen erforderlich erschien. 

Demgemäß hat sie für die Verbesserung der 
Kriegsopferversorgung für die Jahre 1971 und 
1972 Beträge von 210 bzw. 207 Millionen DM 
und für die Verbesserung der Kriegsgefange- 
nenentschädigung und der Häftlingshilfe im 
Jahre 1971 70 Millionen DM vorgesehen. 

Bis 1971 soll auch der Familienlastenausgleich 
neu geregelt werden. Dabei ist beabsichtigt, die 
steuerlichen Erleichterungen und die unmittel- 
baren Zahlungen zu einem einheitlichen System 
zusammenzufassen. Zur Verbesserung des Fami- 
lienlastenausgleichs sind für das Jahr 1972 200 
Millionen DM vorgesehen. 

Weiterhin hat die Bundesregierung den Bundes- 
minister für Vertriebene beauftragt, zusammen 
mit dem Bundesminister der Finanzen alsbald 
eine Novelle zum Lastenausgleichsgesetz vorzu- 
iegen, in der unter sozialen Gesichtspunkten für 
Flüchtlinge aus der SBZ, die dort ihre Existenz- 
grundlage verloren haben, eine begrenzte Ent- 
schädigung vorgesehen werden soll. Bei einem 
Gesamtvolumen von 2,6 Mrd. DM soll der Bun- 
deshaushalt ab 1973 mit etwa 700 Millionen DM 


belastet werden, die sich auf etwa 7 bis 10 Jahre 
verteilen. Voraussetzung ist, daß sich die Länder 
wesentlich an der Finanzierung der Entschädi- 
gungsleistungen beteiligen. 

Die neue Finanzplanung stellt auch zusätzliche 
Mittel für ein Programm zur Verbesserung der 
Sparförderung bereit. Dadurch soll auch den- 
jenigen Bevölkerungskreisen, die nur ein gerin- 
ges Einkommen beziehen, eine angemessene 
Vermögensbildung ermöglicht werden. Nach 
dem vorgesehenen Programm sollen Sparer mit 
geringem Einkommen zu den bereits nach gel- 
tendem Recht gewährten Wohnungsbau- und 
Sparprämien eine Zusatzprämie erhalten, deren 
Höhe und sonstige Voraussetzungen noch in 
weiteren Besprechungen zwischen den beteilig- 
ten Ressorts festzulegen sind. Das Programm 
wird zu Mehrausgaben bei Bund und Ländern 
von insgesamt rd. 300 Millionen DM jährlich 
— gerechnet auf das Jahr der Sparleistung — 
führen. Haushaltsmäßig wird sich das Programm 
bis 1972 im wesentlichen nur bei den Wohnungs- 
bauprämien auswirken und zu Mehrbelastungen 
sowohl für den Bund als auch für die Länder ab 
1970 von je etwa 80 bis 90 Millionen DM führen. 
Die für die nächste Legislaturperiode vorge- 
sehene Reform der Sparförderung, die aus zeit- 
lichen Gründen in dieser Legislaturperiode nicht 
mehr in Angriff genommen werden kann, wird 
durch die vorgesehenen Maßnahmen nicht prä- 
judiziert. 


VII. Sicherung der Finanzierung 

34. Die Erweiterung der Gesamtausgaben des Bun- 
des in der neuen Finanzplanung gegenüber der 
alten Finanzplanung, der Ausgleich der Ein- 
nahmeverzichte zugunsten der Länder und Ge- 
meinden und die Erschließung zusätzlichen 
Handlungspielraums durch Schaffung eines er- 
höhten Verfügungsbetrages für neue Maßnah- 
men setzt von der Finanzierungsseite her vor- 
aus, daß 

a) ein Absinken der Steuerbelastungsquote ab 
1971 vermieden wird und 

b) eine Ausweitung der Nettokreditaufnahme 
gegenüber den Ansätzen der alten Finanz- 
planung erfolgt. 

35. Die neue Finanzplanung geht von einer im Früh- 
jahr des Jahres durchgeführten Steuer Schätzung 
aus, die vor der Beschlußfassung der Bundes- 
regierung nochmals überprüft worden ist. 

Ausschlaggebend für die Höhe der einzusetzen- 
den Steuereinnahmen sind zum einen das vor- 
aussichtliche Ist-Ergebnis des Basisjahres 1968 
und zum anderen die zugrunde zu legenden An- 
nahmen über die gesamtwirtschaftliche Ent- 
wicklung. 

Nachdem in den letzten beiden Jahren (1966 
und 1967) die Steuereinnahmen des Bundes je- 
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weils um rd. 1,7 Mrd. DM oder 2,6 v. H. unter 
dem geschätzten Haushaltsansatz geblieben wa- 
ren, zeichnet sich für das laufende Jahr beim 
Bund ein Steuereinnahmeergebnis ab, das das 
Schätzungssoll geringfügig unterschreitet oder 
es allenfalls erreicht. 

In den ersten acht Monaten des Jahres 1968 
waren die Steuereinnahmen des Bundes um rd. 
0,8 Mrd. DM = +2,0 v. H. hoher als im ent- 
sprechenden Vorjahreszeitraum. Um das ge- 
schätzte Steuersoll des Bundeshaushalts 1968 
mit Mehreinnahmen von 3,5 Mrd. DM = 
+ 5,6 V. H. gegenüber 1967 zu erreichen, müssen 
in den restlichen 4 Monaten des Jahres 1968 die 
Steuereinnahmen des Bundes das entsprechende 
Vorjahresaufkommen um rd. 2,7 Mrd. DM 
+ 11,6 V. H. überschreiten. Das zeigt, daß in der 
Steuerschätzung 1968 für den Bund keine Reser- 
ven enthalten sind, obwohl die wirtschaftliche 
Entwicklung günstiger verlaufen dürfte, als ur- 
sprünglich zum Zeitpunkt der Steuerschätzung 
mit 6,2 V. H. prognostiziert worden ist. 

Die Schätzung für das Jahr 1968 als Basis für 
die mittelfristige Steuerschätzung bis 1972 wird 
damit durch die bisherigen Ist-Ergebnisse be- 
stätigt. 

Für die Jahre 1969 bis 1972 bleibt die gesamt- 
wirtschaftliche Projektion, die die Grundlage der 
Steuerschätzung im Frühjahr dieses Jahres bil- 
dete, unverändert. Die Steueransätze waren so- 
mit im wesentlichen nur wegen zwischenzeit- 
licher und neu vorgesehener Steuerrechtsände- 
rungen geringfügig zu korrigieren (Mehrein- 
nahmen durch die in Aussicht genommene Stra- 
ßengüterverkehrsteuer; Mindereinnahmen durch 
Tabaksteueränderung, durch Verbesserung der 
Berlin-Präferenzen, durch die in Aussicht ge- 
nommenen Investitionsprämien für Zonenrand- 
gebiet und Bundesausbaugebiete sowie für For- 
schung und Entwicklung, ferner durch die zu- 
sätzlichen Einnahmeverzichte zur Verbesserung 
der Gemeindefinanzmasse ab 1970). Es ist somit 
nicht zu erwarten, daß sich die Finanzierungs- 
probleme der Finanzplanung durch zusätzliche, 
infolge des derzeitigen Konjunkturaufschwungs 
über die jetzige Schätzung hinausgehende 
Steuereinnahmen des Bundes losen lassen. Aus 
heutiger Sicht ist mit Steuermehreinnahmen des 
Bundes gegenüber der der Finanzplanung zu- 
grunde liegenden Steuerschätzung nicht zu rech- 
nen. 

36. Nach dieser Steuerschätzung werden ab 1971 
die Steuereinnahmen des Bundes nach gelten- 
dem Recht im Verhältnis zum Bruttosozialpro- 
dukt nur noch unterdurchschnittlich ansteigen. 
Diese Entwicklung der Steuereinnahmen in 1971 
und 1972 hat zwei Ursachen: 

a) Auslaufen der Heizölsteuer in 1971 (Ein- 
nahmeausfall rd. 700 Millionen DM) 

b) weiterer Einnahmeausfall durch die Senkung 
der Selbstverbrauchsbesteuerung bei der 
Mehrwertsteuer (Investitionssteuer) . 


Die der vorliegenden Finanzplanung zugrunde 
liegende Steuerschätzung enthält für das vierte 
und fünfte Jahr der Schätzung im Hinblick auf 
die Länge des Zeitraums gewisse Unsicherhei- 
ten. Eine Überschreitung der derzeitigen Steuer- 
schätzung um 1 bis 2 Mrd. DM in den Jahren 

1971 und 1972 liegt nicht völlig außerhalb des 
Rahmens des Möglichen. 

Sollte diese Überschreitung der Steuerschätzung 
nicht erfolgen, werden ab 1971 Einnahmever- 
besserungen durch Gesetz notwendig werden, 
um für das Auslaufen der Heizölsteuer und die 
Degression der Investitionssteuer einen Aus- 
gleich zu erhalten. Die Steuerbelastungsquote 
soll dabei gegenüber 1970 unverändert bleiben. 

37. Das zentrale Problem der Fortschreibung der 
Finanzplanung des Bundes liegt in der Höhe 
der veranschlagten Nettokreditauinahme. Einer- 
seits muß sie so bemessen werden, daß das mit 
der gesamtwirtschaftlichen Zielprojektion ange- 
strebte Wirtschaftswachstum von real knapp 
4+2 V. H. im Jahresdurchschnitt erreicht wird. 
Andererseits darf sie weder die Preisstabilität 
gefährden noch die Leistungsfähigkeit des Kre- 
ditmarktes überfordern. 

Unter gesamtwirtschaftlichen Gesichtspunkten 
ist eine Zunahme des Schuldenstandes der öf- 
fentlichen Haushalte (Bund, Länder und Ge- 
meinden) in der Größenordnung von voraus- 
sichtlich 10 bis 11 Mrd. DM im Jahre 1969 und 
ansteigend auf rd. 12 Mrd. DM bis zum Jahre 

1972 vertretbar, weil mit steigendem Sozialpro- 
dukt die Geldvermögensbildung und damit die 
Grundlage der öffentlichen Kreditfinanzierung 
in den kommenden Jahren erheblich höher lie- 
gen wird als gegenwärtig. Auch die Deutsche 
Bundesbank ist auf Grund einer mit der gesamt- 
wirtschaftlichen Projektion abgestimmten eige- 
nen Vorausschätzung der Geldvermögensbil- 
dung und des Kreditbedarfs der übrigen Wirt- 
schaftssektoren zu dem Ergebnis gelangt, daß 
eine Nettokreditaufnahme der Öffentlichen 
Haushalte in der angegebenen Größenordnung 
(10 bis 12 Mrd. DM bis 1972) gesamtwirtschaft- 
lich vertretbar ist und aus heutiger Sicht nicht 
zu einer Gefährdung des Preisniveaus führt. 

38. Von dieser gesamtwirtschaftlich unbedenklichen 
Nettoschuldenaufnahme aller öffentlichen Haus- 
halte ist in der Finanzplanung ein Drittel für 
den Bund vorgesehen. Der restliche Teil soll 
den Ländern, den Gemeinden und dem Lasten- 
ausgleichfonds Vorbehalten bleiben. Danach er- 
gibt sich für den Bund eine von 3,65 Mrd. DM 
im Jahre 1969 auf 4,1 Mrd. DM im Jahre 1972 
ansteigende Nettokreditaufnahme einschließlich 
Münzgewinn. Damit ist die veranschlagte Netto- 
kreditaufnahme des Bundes sowohl absolut wie 
auch im Vergleich zur Nettokreditaufnahme der 
Länder und Gemeinden in der Planungsperiode 
wesentlich höher als in den der wirtschaftlichen 
Rezession 1966/67 vorangegangenen Jahren und 
auch bedeutend höher als es für die Jahre ab 
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1969 nach der alten Finanzplanung vorgesehen 
war. Gegenüber der in 1968 vorgesehenen 
Neuverschuldung (7,34 Mrd. DM einschließlich 
Münzgewinn) fallen jedoch die für die Folge- 
jahre, namentlich für 1969, vorgesehenen Kre- 
ditaufnahmen entsprechend den konjunkturpoli- 
tischen Notwendigkeiten auf etwa die Hälfte ab 
(für 1969 3,65 Mrd. DM). 

39. Ob und in welchem Umfang eine Kreditfinan- 
zierung öffentlicher Ausgaben vertretbar oder 
geboten ist, läßt sich sinnvoll nur im Rahmen 
gesamtwirtschaftlicher Betrachtungen und im 
Hinblick auf die allgemeinen wirtschafts- und 
finanzpolitischen Zielsetzungen beurteilen. 

Hinsichtlich der Finanzierung der öffentlichen 
Ausgaben setzt die Verwirklichung der Ziele 
der gesamtwirtschaftlichen Projektion die Be- 
reitschaft des Staates zu einer stärkeren Inan- 
spruchnahme des öffentlichen Kredits voraus. 
Die zur Erreichung des Wachstumszieles der 
gesamtwirtschaftlichen Projektion notwendige 
Steigerung der Investitionen, und zwar sowohl 
der staatlichen als auch der privaten, ist weit- 
gehend abhängig von den Finanzierungsmög- 
lichkeiten. Die Investitionsbereitschaft der Un- 
ternehmen hängt — insbesondere in der Phase 
der Normalisierung der Wachstumsraten, der 
zunehmenden Strukturwandlungen und bei Ver- 
meidung jeglicher inflatorischer Überhitzungs- 
erscheinungen — entscheidend von den Möglich- 
keiten unternehmerischer Selbstfinanzierung ab. 
Bei der angestrebten Preisniveaustabilität ist 
eine angemessene Selbstfinanzierung nur durch 
eine entsprechende Kostengestaltung und durch 
Zurückhaltung bei den fiskalischen Belastungen 
zu ermöglichen. Dies setzt die Bereitschaft des 
Staates voraus, einen größeren Teil seiner Aus- 
gaben für Investitionen aus Krediten zu finan- 


zieren. Eine höhere Steuerlastquote zugunsten 
einer geringeren Schuldenlastquote der öffent- 
lichen Haushalte würde die Eigenfinanzierungs- 
möglichkeiten der Unternehmen schmälern und 
damit die private Investitionsbereitschaft be- 
einträchtigen. Eine stärkere Staatsverschuldung 
bedeutet gleichzeitig eine erwünschte Verlage- 
rung der gesamtwirtschaftlichen Vermögensbil- 
dung vom Staat zu den privaten Haushalten und 
Unternehmen. 

40. Der Anteil der Kreditaufnahme an der Investi- 
tionsfinanzierung des Bundes ist keinesfalls 
überhöht. Im Jahre 1969 wird dieser Anteil rd. 
28 V. H. betragen; nach der Finanzplanung geht 
er bis 1972 auf rd. 26 v. H. zurück. Das bedeutet 
also, daß fast drei Viertel der investiven Aus- 
gaben des Bundes aus Steuern und sonstigen 
laufenden Einnahmen finanziert werden. 

Auch der wissenschaftliche Beirat beim Bundes- 
wirtschaftsministerium hat in seinem neuesten 
Gutachten (Bulletin vom 16. August 1968 S. 860) 
ausdrücklich darauf hingewiesen, daß die öffent- 
liche Verschuldung in der Bundesrepublik 
Deutschland gegenwärtig noch relativ gering 
und deshalb unbedenklich ist. 

41. In Übereinstimmung mit der Auffassung der 
Deutschen Bundesbank ist somit festzustellen, 
daß der in der neuen Finanzplanung vorgese- 
hene Umfang der Kreditfinanzierung unter den 
aufgezeigten Voraussetzungen vertretbar er- 
scheint, daß damit aber auch der vorhandene 
Spielraum ausgeschöpft ist. Eine weitere Aus- 
dehnung des Kreditrahmens und des damit zu 
finanzierenden Ausgabevolumens wäre aus ge- 
genwärtiger Sicht besonders im Hinblick auf 
die Preisstabilität nicht unbedenklich. 
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Stand: 5. September 1968 


Gesamtübersicht 



1968 

1 1969 

1 1970 1 

in Mrd. DM 

1971 

1 1972 

A. Zielvorstellung für das Ausgabevolumen 

1. Investive und sonstige wachstumsfördernde 

Ausgaben ^) 

, 14,87 

16,12 

17,5 

19,0 

20,5 

2. Sonstige Ausgaben 

61,85 

66,29 

69,3 

72,2 

75,4 

3. 11. Konjunkturprogramm 1967/68 (kassenmäßiger 
Abfluß in 1968) 

1 1,45 









4. Gesamtausgaben — Anlagen 1 bis 3 — 

78, 17^) 

82,41 

86,8 

91,2 

95,9 

B. Finanzierung des Ausgabevolumens 

1. Steuereinnahmen^) 

66,35 

73,58 

77,9 

81,2 

84,0 

2. Verwaltungseinnahmen ^) 

4,48 

5,18 

5,3 

5,5 

5,8 

3. Kredite einschließlich Münzgewinn gern. Über- 
sicht — Anlage 4 — 

7,34 

3,65 

3,6 

3,8 

4,1 

4. Einnahmeverbesserungen ^) 

i 

— 

— 

0,7 

2,0 

5. Einnahmen insgesamt 

78,17 

82,41 

86,8 

91,2 

95,9 


Baumaßnahmen, sonstige Ausgaben für Investitionen, Investitionszuschüsse und -dariehen, Schuldendiensthilfen 
(ohne Übernahme des Kapitaldienstes für Anleihen der Bundesbahn und Bundespost zur Vermeidung von Doppel- 
zählungen), Wohnungsbauprämien, Forschungs-, Entwicklungs- und Erprobungsaufwand im Verteidigungsbereidi 
die Ausgaben des Einzelplans 31 (wissenschaftliche Forschung) sowie zusätzliche Mittel für das Agrarprogramm 


der Bundesregierung. 

^) Umrechnung der Gesamtausgaben 1968 auf die Methodik der neuen Finanzplanung 

(Vorbemerkungen Nr. 5) : in Mrd. DM 

Gesamtausgaben nach alter Finanzplanung 80,7 

abzüglich a) Schuldentilgung (ohne Tilgung in Höhe der Umfinanzierungsbeträge) 1,4 

b) Defizit aus den Vorjahren 1,1 

c) durchlaufende Lastenausgleichsausgaben 1,5 


Umgerechnete Gesamtausgaben 76,7 

zuzüglich II. Konjunkturprogramm 1967/1968 

(kassenmäßiger Abfluß in 1968) 1,45 


Gesamtausgaben nach neuer Finanzplanung . rund 78,2 

genau 78,17 


^) Einschließlich Aufkommen aus der zum 1. Januar 1969 vorgesehenen neuen Straßengüterverkehrssteuer im Zu- 
sammenhang mit dem Verkehrspolitischen Programm der Bundesregierung, jedoch abzüglich Einnahmeausfälle 
aus vorgesehenen neuen Maßnahmen, namentlich: 

I 1969 1 1970 I 1971 | 1972 

I in Millionen DM 


1. Weitere Verbesserung der Gemeindefinanzmasse — Bundesanteil — — 250 270 290 

Dabei geht die Bundesregierung davon aus, daß die Länder zusätz- 
liche Beträge in gleicher Höhe bereitstellen 

2. Investitionsprämien für Zonenrand- und Bundesausbaugebiete sowie 

für Forschung und Entwicklung 60 80 90 105 


zusammen . . . 


60 330 360 395 


^) einschließlich steuerähnliche Abgaben, jedoch ohne Münzgewinn 

*) Die der Finanzplanung zugrunde liegende Steuerschätzung enthält für das vierte und fünfte Jahr der Schätzung 
gewisse Unsicherheiten. Eine Überschreitung der derzeitigen Steuerschätzung um 1 bis 2 Mrd. DM in den Jahren 
1971 und 1972 liegt nicht völlig außerhalb des Rahmens des Möglichen. Sollte diese Überschreitung der Steuer- 
schätzung nicht erfolgen, werden ab 1971 die unter B 4 der Gesamtübersicht veranschlagten Einnahmeverbesse- 
rungen durch Gesetz notwendig werden, um für das Auslaufen der Heizölsteuer und die Degression der Investi- 
tionssteuer einen Ausgleich zu erhalten. Die Steuerbelastungsquote soll dabei gegenüber 1970 unverändert bleiben. 
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Anlage 1 

Stand: 5. September 1968 

Ausgabebedarf des Bundes bis 1972 
nach 

Sachbereichen 

T r 1 7 1 K 4 .- (Soll) j (Entwurf) 1 1070 | 1971 I 1979 

Lfd. Zweckbestimmung 1968 1969 ly/z 

Nr. (stichwortartig) 

in Millionen DM 

I Personalausgaben 

1. Aktivitätsbezüge 

a) Verteidigungsbereich 

— Militärisches und ziviles Personal imEpl. 14 
bei konstanter Soll-Stärke der Bundeswehr 

von 451 000 Soldaten und 4000 übenden. . . 5 335,8 5 414,1 5 440,0 5 470,0 5 455,0 

b) Ziviler Bereich -) 

— Steigerung insbesondere wegen Ausbaus 

wissenschaftlicher Forschungseinrichtungen 2 566,7 2 704,5 2 805,4 2 863,7 2 923,9 

2. Versorgungsausgaben 

a) Verteidigungsbereich 

— Steigerung insbesondere wegen vermehr- 
ten Ausscheidens von längerdienenden Sol- 
daten auf Zeit und von Berufssoldaten, die 

die Pensionsgrenze erreichen 384,5 442,2 508,0 594,0 666,0 

b) ziviler Bereich ^) 

— Zugang an Versorgungsempfängern als 
Folge der gegenwärtigen Altersstrukturen 

der Bundesverwaltung 3 108,9 3 228,0 3 282,0 3 304,1 3 320,3 

3. übrige Personalausgaben einschließlich Ver- 
stärkungsmittel für Besoldungs-, Tarif- und 
Lohnverbesserungen 

— neue besoldungs- und tarifpolitische Maß- 
nahmen ab 1969 in Anlehnung an die An- 
nahmen der gesamtwirtschaftlichen Ziel- 
projektion, Fortführungsmaßnahmen aus 
1968, Beihilfen, Unterstützungen, Tren- 
nungsgeld, Umzugskostenvergütung usw. . 1 473,9 2 359,2 3 131,1 3 933,8 4 785,9 


0 Berücksichtigt sind Auswirkungen der bis 15. April 1968 in Kraft getretenen tarifpolitischen Maßnahmen auf die 
Folgejahre. 

2) einschließlich des dem Bund zur Last fallenden Personalaufwandes institutionell geförderter Einrichtungen, so- 
weit erfaßbar 

^) einschließlich Zuweisungen an andere Gebietskörperschaften und sonstige Bereiche für Versorgung von Verdräng- 
ten und früheren Berufssoldaten 
^) ohne Anteil Bundesbahn 
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n o c h Anlage 1 


Lfd. Zvveckbeslimnuing 

Nr. (stichwortartig) 


(Soll) (Entwurf) 

1968 1969 


1970 


1971 


in Millionen DM 


II 


Sächliche Verwaltungsausgaben 


a) Verteidigungsbereich 

- - Erhöhung infolge steigender Ausbildungs- 
und Übungsbedarfs (z. B. für Betriebs- 


stoffe) — 2 009,5 2 074,9 2 137,0 2 200,0 

b) Ziviler Bereich | 1 370,3 1 371,0 1 393,3 1 427,1 

III Schuldendienst 


1. Ausgleichsforderungen der Deutschen Bun - ' 
desbank und der früheren Landeszentral- \ 

banken i 243,1 243,1 243,0 243,0 

2. Erstattungen für Ausgleichsforderungen dei ' 

Lander ■ 

— Mehr infolge weiterer Zuteilung von Aus- i 
gleichsforderungen im Zusammenhang mit , 
der Umstellung von Guthaben und Depots I 

von SBZ-Flüchtlingen — i 285,0 285,0 296,0 300,0 


3. Ausgaben für Verzinsung von Anleihen, 
Schuldscheindarlehen und Kassenobligationen, 
Diskont bei Begebung von unverzinslichen 
Schatzanweisungen, Disagio bei Kreditauf- 
nahme und sonstiger Schuldendienst 

— Mehr infolge steigender Neukreditauf- 
nahme und Anschlußfinanzierung 


1 980,7 2 478,1 2 648,7 3 016,2 


IV 


Zweckausgaben des Bundes von besonderer Be- 
deutung 

— ■ jeweils ohne Personal- und sächliche Ver- 
waltungsausgaben — 


1. Militärische Verteidigung 

a) Wehrforschung, wehrtechnische und sonstige 
militärische Entwicklung und Erprobung 

• — • Steigender Mittelaufwand im Zusammen- 
hang mit der Entwicklung moderner Waf- 
fensysteme — 


914,9 977,7 1 039,0 1 114,0 


b) Materialerhaltung einschließlich Betriebs- 
kosten 

— Vorübergehend niedrigere Unterhalts- 
kosten infolge Einführung neuer Waffen- 
systeme — 

c) Militärische Beschaffungen 

— Bedarfsermittlung auf der Grundlage dei 
neuen Rüstungsplanung — 


2 008,5 1 993,3 2 148,0 2 224,0 


3 752,0 4 134,4 4 589,0 4 902,0 


1972 


2 267,0 
1 470,9 


243,0 


305,0 


3 208,7 


1 200,0 


2 383,0 

5 298,0 
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noch Anlage 1 


Lfd. 

Nr. 


Zweckbestimmung 

(stichwortartig) 


(Soll) 

1968 


(Entwurf) 
I 1969 


1970 


i 


1971 


1972 


in Millionen DM 


noch I Zweckausgaben von besonderer Bedeutung — jeweils 
IV lohne Personal- und sächliche Verwaltungsausgaben — 


d) Militärische Anlagen 

(Baumaßnahmen) 

e) Erstattungen, Zuweisungen und Zuschüsse 
für laufende Zwecke im Verteidigungsbereich 

— Namentlich Erstattung von Verwaltungs- 
ausgaben der Länder (Kosten der Bauver- 
waltung), Beiträge zu den Kosten der ge- 
meinsam finanzierten NATO-Infrastruk- 
tur und zu den Militärhaushalten der 
NATO, 

Leistungen nach dem Unterhaltssiche- 
rungsgesetz, laufende Zuschüsse an dritte 
Aufgabenträger im Zusammenhang mit 
der militärischen Forschung — 

f) Ausgaben für Wohnungsbaudarlehen für Sol- 

daten und Zivilbedienstete im Verteidigungs- 
bereich: Investitionszuschüsse und Darlehen 
an öffentliche Körperschaften für Vorhaben, 
für die der Bund Verursacher ist 

2. Zivile Verteidigung 

(Epl. 36 und Kap. 06 19 bis 06 21) 

— Gemäß Beschluß der Bundesregierung 
wird der Gesamtplafond ab 1969 mit 432,4 
Millionen DM bis 1972 fortgeschrieben. Im 
Rahmen dieses Gesamtplafonds steigen- 
der Personal- und Sachaufwand in oben I 
und II enthalten. Mithin rückläufiger Mit- 
telbedarf für Zweckausgaben 

3. Verteidigungslasten im Zusammenhang mit 
dem Aufenthalt ausländischer Streitkräfte 
(EpL 35) 

■ — Geringerer Mittelbedarf infolge rückläufi- 
gen Grunderwerbs für Anlagen der Sta- 
tionierungsstreitkräfte 

4. Bundesgrenzschutz und Beschaffungen für die 
Bereitschaftspolizeien der Länder (Kap. 06 24 
und 06 25) 

— Vorübergehend in 1969 und 1970 erhöhter 
Mittelbedarf für Beschaffungsprogramme 
(Hubschrauber für Bundesgrenzschutz, 
Boote für Seegrenzschutz, Kfz. und Werk- 
stättengerät für Bereitschaftspolizeien) . . 


1 224,9 1 107,0 1 195,0 1 195,0 1 195,0 


871,8 893,6 898,0 902,0 909,0 


861,1 838,9 865,0 818,0 853,0 


238,6 224,7 212,9 207,0 198,8 


291,7 298.6 295,0 288,0 283,0 


69,5 80,6 92,6 71,6 73,1 
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noch Anlage 1 


Lfd. 

Nr. 


Zweckbestimmung 

(stichwortartig) 


(Soll) (Entwurf) 

1968 1969 


1970 


1971 


in Millionen DM 


1972 


noch Zweckausgaben von besonderer Bedeutung — jeweils 
IV ohne Personal- und sächliche Verwaltungsausgaben — 


5. Zuschüsse an die Rentenversicherungen (ein- 
schließlich Knappschaft) 

— Steigerung entsprechend Erhöhung der 
Brutto-Lohn- und -Gehaltssumme und da- 
mit der allgemeinen Bemessungsgrund- 
lage; im übrigen geht die Bundesregie- 
rung in ihrer Finanzplanung entsprechend 
der geltenden Rechtslage (Finanzände- 
rungsgesetz 1967 vom 21. Dezember 1967, 
BGBL I Seite 1259) davon aus, daß die 
Herabsetzung der Bundeszuschüsse an die 
Träger der Rentenversicherungen — mit 
Ausnahme der Weiterführung des Wan- 
derungsausgleichs zugunsten der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung — mit 
dem Jahre 1971 ausläuft 

6. Kosten der gesetzlichen Unfallversicherung 

für Bundesbetriebe 

7. Leistungen an die Träger der gesetzlichen 
Krankenversicherungen für Aufwendungen 
nach dem Mutterschutzgesetz und für Mutter- 
schaftshilfe nach der RVO sowie Erstattung 
der Familienwochenhilfe an die Träger der 
gesetzlichen Krankenversicherung 

— 1969 weniger gegenüber 1968 wegen Weg- 
falls der Übergangsfälle nach altem Recht; 
mit Wirkung vom 1. Januar 1968 ist die 
Kostenverteilung zwischen Bund und 
Krankenkassen neu geregelt worden; 

außerdem 1971 Auslaufen der auf 4 Jahre 
verteilten Nachzahlungsverpflichtung des 
Bundes an die Krankenkassen nach § 205 d 
RVO für den Zeitraum 1950 bis 1962 . . . . 

8. Zuschuß an die Pensionskasse Deutscher 

Eisenbahnen und Straßenbahnen 

9. Arbeitslosenhilfe (Kap. 1111) 

— Rückgang ab 1970 auf Grund der wirt- 
schaftlichen Entwicklung (Rückgang der 
Arbeitslosigkeit) 


9 855,1 10 425,1 10 740,0 11 260,0 12 866,0 

47,3 50,3 53,0 56,0 60,0 


325,0 

285,0 

285,0 

290,0 

240,0 

38,9 

38,1 

37,0 

36,0 

35,0 

52,0 

52,5 

31,0 

29,0 

31,0 
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noch Anlage 1 


Lfd. 

Nr. 


Zweckbestimmung 

(stichwortartig) 



noch Zweckausgaben von besonderer Bedeutung — jeweils 
IV ohne Personal- und sächliche Verwaltungsausgaben — 

10. Verschiedene Zuschüsse und Erstattungen an 
Sozialversicherungsträger auf Grund gesetz- 
licher Verpflichtungen sowie Leistungen für 
Fürsorgezwecke; u. a. an den Unfallversiche- 
rungsträger des Bergbaus, für Fremdrenten, 
für TB-Hilfe an überörtliche Träger der So- 
zialhilfe, an caritative Spitzenverbände zur 
Durchführung zentraler gesamtdeutscher und 
internationaler Aufgaben 

1969 weniger gegenüber 1968 infolge Weg- 
falls der Leistung an die Bergbauberufs- 
genossenschaft nach § 723 Abs. 2 RVO durch 

Finanzänderungsgesetz 319,7 86,8 85,8 85,8 86,8 

11. Zuschüsse und Verwaltungskostenerstattung 

an Ausgleichsfonds und Härtefonds des Aus- 
gleichsfonds 504,4 492,8 481,0 462,0 442,0 

12. Kriegsopferversorgung und Kriegsopferfür- 
sorge sowie Kriegsfolgenhilfe und entspre- 
chende Leistungen 

— Versorgungsleistungen, Kosten und Dar- 
lehen im Rahmen der Kriegsopferfürsorge, 

Kosten der Sozialhilfe, Kosten der Not- 
aufnahme-, Durchgangs- und Wohnlager 
(Pauschale), Erstattung von Fahrgeldaus- 
fällen für die Beförderung Schwerbeschä- 
digter im Nahverkehr usw. 

Erhöhung des Mittelbedarfs ab 1971 we- 
gen Verbesserung der Kriegsopferversor- 
gung 6 499,3 6 410,9 6 268,4 6 422,0 6 414,0 

13. Leistungen des Bundes nach dem Bundes- 

entschädigungsgesetz, dem Bundesrückerstat- 
tungsgesetz und dem Reparationsschäden- 
gesetz 1 300,0 1 210,0 1 210,0 1 180,0 1 100,0 

14. Kriegsgefangenenentschädigung und Häft- 
lingshilfe 

— Mehrbedarf einmalig für 197rwegen vor- 
gesehener Verbesserung der Zusatzent- 
schädigung für Spätheimkehrer und ent- 
sprechender Verbesserung der zusätz- 
lichen Eingliederungshilfe für ehemalige 

politische Häftlinge 19,0 19,5 14,0 83,0 11,5 

15. Zuschuß zum Bau von Sportanlagen für die 
Olympiade 1972; Spitzenfinanzierung zum 

Bau von Turn- und Sportstätten 52,0 42,0 42,0 59,0 45,0 
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noch Anlage 1 


Lfd. 

Nr. 


Zweckbestimmung 

(stichwoitartig) 


(Soll) (Entwurf) I 
1968 1969 j 


1970 


1971 


in Millionen DM 


1972 


noch Zweckausgaben von besonderer Bedeutung — jeweils 
IV ohne Personal- und sächliche Verwaltungsausgaben — 


16. Bundes jugendplan 


69,0 


71,9 77,5 


80,5 80,5 


17. KindergeldjeinschließUchVerwaltungskosten) 
— Es soll eine Neuregelung des Familien- 
lastenausgleichs ab 1971 vorgenommen 
werden, in der die steuerlichen Erleichte- 
rungen und die unmittelbaren Zahlungen 
zu einem einheitlichen System zusammen- 
gefaßt werden. Für 1972 sind Mittel für 
eine Verbesserung des Familienlastenaus- 
gleichs (200 Millionen DM) vorgesehen. . . 


2 710,1 2 811,6 2 943,5 3 075,5 3 407,4 


18. Ausbildungsiörderung 

a) Studentenförderung 

— • Honnefer Modell und Hochbegabtenförde- 
rung; in 1969 und 1972 sind jeweils Er- 
höhungen durch Anhebungen der Förde- 
rungsmeßbeträge (1969 auch der Eltern- 
freibeträge) vorgesehen — 

b) Ausbildungsförderungsgesetz 

— Zusätzliche Aufwendungen des Bundes 
für ein Ausbildungsförderungsgesetz über 
die bisherigen Leistungen des Bundes und 
der Länder für Ausbildungsfördcrung hin- 
aus — 

19. Hoch schulausbau und -neubau 

20. Weltraumforschung und Luftfahrtforschung 

21. Kernenergieforschung und Kerntechnik^) .. 

22. Forschung auf dem Gebiet der elektronischen 

Datenverarbeitung (nur Epl. 31)^) 

23. Allgemeine Wissenschaftsförderung 

24. Zusätzliche Mittel zur weiteren Intensivie- 
rung der Förderung von Wissenschaft und 
Forschung entsprechend den Beschlüssen der 
Bundesregierung vom 4. September 1968 
(Steigerungsrate des Epl. 31 danach rd. 20 
v.H. im Jahresdurchschnitt 1969 bis 1972) .. 

I 

j 

i 


85,1 

108,7 

110,5 

112,3 

127,5 



200,0 

400,0 

500,0 

655,0 

755,0 

768,0 

844,0 

900,0 

246,3 

266,7 

323,0 

371,0 

386,0 

505,2 

576,0 

707,0 

773,0 

857,0 

37,1 

66,5 

84,0 

100,0 

142,0 

133,0 

117,5 

169,0 

359,0 

577,0 



150,0 

450,0 

600,0 


•h ohne den dem Bund zur Last fallenden Personalaufwand für institutionell geförderte Einrichtungen, die unter I. 
erfaßt sind 
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noch Anlage 1 


Lfd. 

Nr. 


noch 

IV 


Zweckbestiiniiiung 

(stichwortartig) 


Zweckausgaben von besonderer Bedeutung — jeweils 
ohne Personal- und sächliche Verwaltungsausgaben — 

25. Technisch! wir tschaitliche Forschung im EpL 09 

(Wirtschaft) 

26. Bundes forschungsanstalten im EpL 10 (Er- 

nährung, Landwirtschaft und Forsten). Erhöh- 
ter Mittelbedarf insbesondere 1969 und 1970. 
Beschaffung und innere Einrichtung eines 
Fischerei forschungsschi ff es 

27. Bundesgesundheitsamt Berlin. Ab 1970 we- 
sentlicher Ausbau 

28. Beitrag zum Forschungs- und Investitions- 
haushalt der Europäischen Atomgemeinschaft 

— 1969 einmalig geringerer Mittelbedarf in- 

folge Auslaufens bisheriger Forschungs- 
vorhaben und erst teilweiser Festlegung 
auf neue Forschungsprojekte 

29. Zuschüsse an die Deutsche Bundesbahn ein- 

schließlich eines degressiven Anteils für Ta- 
rif- und Besoldungsverbesserungen sowie 
Zinsen für die Übernahme des Kapitaldien- 
stes von Anleihen der Bundesbahn 

30. Betriebsbeihilfen für Verkehrsbetriebe zur 

Verbilligung von Gasöl zum Betrieb .schie- 
nengebundener Fahrzeuge 

31. Zusätzliche Maßnahmen zur Überleitung von 

Straßenverkehr stransporten auf die Schiene 
sowie Abwrackhilfe für die mittelständische 
Binnenschiffahrt im Zusammenhang mit dem 
verkehrspolitischen Programm der Bundes- 
regierung 

32. Straßenbauplan 

— 1969 Anrechnung vorgezogener Maßnah- 

men des II. Struktur- und Konjunktur- 
programms 1967/68 entsprechend § 6 des 
Stabilitätsgesetzes 

33. Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in 
den Gemeinden 

Finanzierung durch zweckgebundene Mine- 
ralölsteuererhöhung gemäß Steueränderungs- 
gesetz 1966 

a) Kommunaler Straßenbau und Forschung 

b) Öffentlicher Personennahverkehr 


(Soll) ! 
1968 i 

(Entwurf) 
1969 j 

1970 

1971 

1972 


in 

Millionen DM 



21,0 

24,0 

25.0 

27,0 

29,0 

20,3 

31,9 

42,3 

32,0 

25,2 

4,0 

2,9 

22,6 

22,6 

32,5 

140,0 

128,0 

165,0 

165,0 

170,0 

i 

2 915,0 

3 421.0 

3 562,0 

3 530,0 

3 439,0 

86,4 

91.0 

96,0 

101,0 

106,0 

— 

250.0 

250,0 

250,0 

250,0 

3 705,0 

3 975,0 

4 425,0 

4 880,0 

5 175,0 

450,3 

480,3 

510,3 

540,4 

570,4 

299,7 

319,7 

339,7 

359,6 

379,6 
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noch Anlage 1 


Lfd. 

Nr. 


Zweckbestimmung 1909 | ^970 j 1971 1972 

(stichwortartig) — — 

in Millionen DM 


noch 

IV 


Zweckausgaben von besonderer Bedeutung — jeweils 

ohne Personal- und sächliche Verwaltungsausgaben — 

34. Bundeswasserstraßenbau einschließlich Ver- 

zinsung und Tilgung von Krediten zur teil- 
weisen Finanzierung von Wasserbauvorha- 
ben 

35. Beitrag an die europäische Organisation zur 

Sicherung der Luftfahrt (Eurocontrol) 

36. Beteiligung am Grundkapital der Deutschen 

Lufthansa AG 

37. Investitionszuschüsse an Flughafengesell- 

schaften 

38. Flugsicherungstechnische Einrichtungen . . . . 

39. Zinsen für Anleihen der Deutschen Bundes- 

post (Verbesserung der Kapitalstruktur der 
Deutschen Bundespost) 

40. Ausgaben für landwirtschaftliche Marktord- 
nungen 

■ — steigender Mittelbedarf wegen Auswei- 
tung bestehender Agrarmarktordnungen 
(z. B. Milchmarktordnung) sowie neuer 
Marktordnungen (z. B. Zuckermarktord- 
nung); etwaige weitere Mehrausgaben 
auf Grund bestehender Marktordnungen 
sind in der Regel im Epl. 10 (Landwirt- 
schaft) aufzufangen ■ — 

41. Getreidepreisausgleich 

— • Erstattungsbeträge der EWG für Einkom- 
mensausfälle der deutschen Landwirte im 
Zusammenhang mit der Einführung eines 
gemeinsamen Getreidepreises in der EWG 

42. Altershilfe für Landwirte 

— gemäß § 13 a des Gesetzes über eine 
Altershilfe für Landwirte ist der Bundes- 
zuschuß, der zur Schließung der Finanzie- 
rungslücke zwischen den Einnahmen und 
den Aufwendungen der Alterskassen 
dient, ab 1969 auf höchstens 565 Millionen 
DM begrenzt. Darüber hinausgehende 
Fehlbeträge sind durch zusätzliche Bei- 
träge aufzubringen 


172,7 

201,4 

241,1 

272,7 

324,8 

19,8 

24,0 

25,0 

27,0 

27,0 

— 

30,0 

90,0 

60,0 

90,0 

5,4 

10,0 

15,4 

17,4 

28,0 

42,7 

48,0 

52,0 

58,0 

70,0 

83,1 

119,8 

152,3 

184,8 

217,3 


1 412,3 2 007,7 2 229,0 2 306,0 2 471,0 


560,0 374,0 187,0 


555,0 565,0 565,0 565,0 565,0 
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noch Anlage 1 


Lfd. I 

Nr. 1 


Zweckbestimmung 

(stichwortartig) 


(Soll) 

1968 


(Entwurf) . 
1969 


1971 


in Millionen DM 


I 1972 


noch Zweckausgaben von besonderer Bedeutung — jeweils 
IV ohne Personal- und sächliche Verwaltungsausgaben — 


43. Gasölverbilligung für die Landwirtschaft. 

1969 weniger gegenüber 1968 auf Grund der 
1968 erfolgten Umstellung von nachträglicher 
Zahlung auf Sofortverbilligung; dadurch in 
1968 Mittelbedarf für 2 Jahre (1967 und 1968) 

44. Zinsverbilligung für Darlehen zur Förderung 

vordringlicher Agrar- und ernährungswirt- 
schaftlicher Maßnahmen 

45. Regionale Förderungsprogramme im Bereich 
des BML(Emslandprogramm, Nordprogramm). 

46. Sonstige Förderungsmittel für die Landwirt- 
schaft 

— insbesondere Agrarprogramm, Mittel für 
Strukturverbesserung, ländliche Siedlung, 
Unfallversicherung in der Landwirt- 
schaft — 


545,4 

410,0 

420,0 

430,0 

440,0 

388,6 

395,3 

398,0 

402,0 

406,0 

55,2 

55,2 

55,2 

55,2 

55,2 


1 778,0 1 601,2 

1 033,8«) 

1 045,3«) 

1 162,2«) 

(— ) (265,0) 

(390,0) 

(490,0) 

(770,0) 


davon Zusatzmittel für Agrarprogramm ge- 
mäß Beschluß der Bundesregierung vom 
4. September 1968, die in erster Linie für 
wachstumsfördernde Maßnahmen bestimmt 

sind 

Der Kabinettausschuß für das Agrarprogramm 
wird die Aufgliederung der Ausgaben für 
dieses Programm noch im einzelnen beraten 
und dem Kabinett Vorschläge zur Beschluß- 
fassung vorlegen. 

Außer den im Haushalt veranschlagten Be- 
trägen werden 1969 300 Millionen DM und 
1970 250 Millionen DM zu Lasten der Ein- 
nahmen des Zweckvermögens bei der Deut- 
schen Siedlungs- und Landesrentenbank auch 
für landwirtschaftliche Strukturmaßnahmen 
im Rahmen der gesetzlichen Widmung des 
Zweckvermögens beschafft. Zusätzlich wer- 
den vom ERP-Vermögen 10 Millionen DM 
jährliche Zinsverbilligungsmittel für ein 250- 
Millionen-DM-ERP-Kreditprogramm 1969 für 
Investitionen in ländlichen Räumen bereit- 
gestellt 


®) Anmerkung: Bei der Würdigung dieser Summen ist der Wegfall der Vorschriften über die EWG-Anpassungs- 
hilfe mit dem Jahre 1969 zu berücksichtigen. 
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noch Anlage 1 


Lfd. 

Nr. 


Zweckbestimmung 

(stichwortartig) 


(Soll) 

1968 


(Entwurf) 

1969 


1971 


in Millionen DM 


1972 


noch Zweckausgaben von besonderer Bedeutung — jeweils 
IV ohne Personal- und sächliche Verwaltungsausgaben — 


47. Regionale Hilfsmaßnahmen zur Steigerung 
der Wirtschaftskraft 

— 1969 mehr gegenüber 1968 insbesondere 

auf Grund der Rückverlagerung von 35 
Millionen DM ERP-(DarlehenS“)Mittel in 
den Bundeshaushalt unter gleichzeitiger 
Umwandlung dn Zuschüsse — 

48. Strukturprogramm für Ruhr/Saar sowie Zo- 
nenrandgebiet und Bundesausbaugebiete und 
-orte 

— Durch Zuschüsse und Zinsverbilligungen 
wird unter Beteiligung der Bundesanstalt 
für Arbeit ein zusätzliches Investitions- 
volumen von ca. 1,3 Mrd. DM bis 1972 
ausgelöst — 

49. Energiepolitische Maßnahmen zugunsten des 

Steinkohlenbergbaus; Abfindungsgeld für Ar- 
beitnehmer des Steinkohlenbergbaus; Koks- 
kohlesubvention für die Stahlindustrie; neue 
und fortzusetzende Anschlußmaßnahmen im 
Energiebereich 

50. Finanzierungshilfen für die Werftindustrie . . 

51. Neubauhilfen Handelsschiffe (Seeschiffahrt) 

— 1969 Erhöhung durch Rückverlagerungen 

von (Darlehens-)Mittel aus dem ERP- 
Sondervermögen in den Bundeshaushalt 
unter Umwandlung in Zuschüsse — 

52. Darlehen an die Datenverarbeitungsindustrie 

für Investitionen 

53. Förderung der Luftfahrttechnik 

— wesentliche Verstärkung des Förderungs- 

programms ab 1969 auf Grund des Be- 
schlusses der Bundesregierung vom 4. Sep- 
tember 1968 — 

54. Kapitalzuführung an die Salzgitter AG 

55. Kapitalzuführung an Saarbergwerke AG . . . . 


135,5 173,8 173,8 173,8 173,8 


50,0 

60,0 

60,0 

50,0 

50,0 

575,5 

553,0 

595,0 

519,0 

586,0 

8,2 

22,1 

20,9 

26,9 

33,9 

65,0 

100,0 

90,0 

90,0 

90,0 

30,0 

35,0 

65,0 

65,0 

30,0 

42,0 

98,0 

190,0 

190,0 

200,0 

75,0 

75,0 

75,0 

75,0 

— 

10,0 

18,5 

18,5 

18,5 

18,5 
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Lfd. 

Nr. 


noch 

IV 


noch Anlage 1 


Zweckbestimmung 

(stidiworlartig) 


' (Soll) 
I 1968 


1970 j 1971 1972 

in Millionen DM 


Zweckausgaben von besonderer Bedeutung — jeweils 

ohne Personal- und sächliche Verwaltungsausgaben — 

56. Sozialer W ohnungsbau, Flüchilingswohnungs- 

bau (einschließlich Rückzahlung eines Dar- 
lehens der Bundesanstalt für Arbeit für den | 
Flüchtlingswohnungsbau gemäß Finanzpla- 
nungsgesetz 1967) und sonstiger Wohnungs- 
bau (einschließlich Wohnungsfürsorge für 
Verwaltungsangehörige des Bundes — ohne 
Verteidigungsbereich — ) 

— Mittel für ein Städtebauförderungsgesetz 
können erst eingeplant werden, wenn die 
gesetzlichen, insbesondere verfassungs- 
rechtlichen und die finanziellen Voraus- 
setzungen vorliegen. 

57. Wohngeld 

Ab 1969 wird auf Grund der Annahmen über 
die Entwicklung der Masseneinkommen und 
der Mieten Stabilisierung des Mittelbedarfs 
erwartet 

58. Wohnungsbauprämien 

i 

I 

59. Sparprämien 

— einmaliger Rückgang des Mittelbedarfs in 

1972 als Folge der Verlängerung der 
Sperrfristen um 1 Jahr durch das Steuer- 
änderungsgesetz 1967 (Mittelanforderung 
für Sparprämien erfolgt — anders als bei 
Wohnungsprämien — erst nach Ablauf 
der Festlegungsfrist) 

60. Entwicklungshilfe 

a) Kapitalhilfeleistungen 

b) Sonstige Leistungen für Entwicklungshilfe 

einschließlich humanitäre Hilfsmaßnahmen 
für Südvietnam 

61. Zuschuß an Rundfunkanstalten („Deutsche 
Welle" und „Deutschlandfunk" ) 

— für Betrieb, Einrichtung und Verwaltung — 

62. Verwaltungskostenerstattungen an Länder 
im Bereich des Bundesschatzministeriums 

— für Durchführung von Bauaufgaben im 

Aufträge des Bundes gemäß Finanzver- 
waltungsgesetz — 


668,0 

698,1 

698,2 

713,7 

799,2 

285,0 

290,0 

290,0 

290,0 

290,0 

569,9 

580,0 

665,0 

670,0 

710,0 


680,0 

740,0 

1 075,0 

1 165,0 

110,0 

1 250,0 

1 215,0 

1 300,0 

1 350,0 

1 500,0 

825,3 

1 000,5 

1 133,0 

1 209,0 

1 236,0 

65,0 

73,0 

85,0 

92,0 

92,5 

52,0 

53,0 

54,0 

54,0 

54,0 
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noch Anlage 1 


Lfd. 

Nr. 


Zweckbestimmung 

(stichwortartig) 


(Soll) 

1968 

(Entwurf) 

1969 

1970 1971 

i 1972 

1 


in 

Millionen DM 



noch Zweckausgaben von besonderer Bedeutung — jeweils 
IV ohne Personal- und sächliche Verwaltungsausgaben — 


63. Baumaßmahmen des Auswärtigen Amtes im 
Ausland 


10,8 12,7 


18,8 26,5 22,4 


64. Kulturfonds des Auswärtigen Amtes 

Aus den vorgesehenen Mitteln für die kul- 
turelle Auslandsarbeit werden in erheblichem 
Umfange Personalkosten bestritten. Stei- 
gende Tendenz des Mittelbedarfs vor allem 
wegen laufender Anpassung an erhebliche 
Preissteigerungen im Ausland 

65. SchuUonds des Auswärtigen Amtes 

-- Ausgaben für Bau und Unterhaltung von 
Schulen sowie für Lehrkräfte an deutschen 
Auslandsschulen geleistet. Steigende Ten- 
denz des Mittelbedarfs vor allem wegen 
des hohen Personalkostenanteils (vgl. zu 
62) — 

66. Beitrag zum Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds 

— Steigender Mittelbedarf infolge Auswei- 
tung bestehender und Einführung neuer 
Marktordnungen — 

67. Beiträge an den Verwaltungshaushaft der 

EG, den Europäischen Sozialfonds, die OECD 
und an die Eurochemic 

68. Förderung des Besuchsreiseverkehrs aus Mit- 

teldeutschland und besondere Hilfsmaßnah- 
men gesamtdeutschen Charakters 

69. Folgekosten aus Ostberliner Reisebeschrän- 
kungen einschließlich Förderung des Luft- 
reiseverkehrs mit Berlin 

70. Bundeshilfe Berlin 

— jährlicher Anstieg um etwa 5 v. H. ent- 
sprechend gesamtwirtschaftlicher Ent- 
wicklung 

71. Ergänzungszuweisungen und Strukturhilfen 
an finanzschwache Länder 

a) Ergänzungszuweisungen 

b) Strukturhilfen an besonders finanzschwache 

Länder, ab 1970 Leistungen nur noch an das 
Saarland 


151,1 157,9 168,5 179,0 192,0 


78,0 95,9 97,0 103,5 110,0 


1 785,4 2 607,5 2 966,8 3 156,8 3 212,8 


123,9 128,9 134,0 139,0 144,0 


118,8 111,8 113,0 113,0 113,0 


42,0 159,6 163,0 165,0 167,0 


2 405,0 2 564,0 2 692,0 2 827,0 2 967,0 


390,0 190,0 _ — _ 

50,0 50,0 20,0 20,0 20,0 
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noch Anlage 1 


Lfd. Zweckbestimmung 1968 1969 | 

Nr. (stichwortartig) 

in Millionen DM 

noch Zweckausgaben von besonderer Bedeutung — jeweils 
IV ohne Personal- und sächliche Verwaltungsausgaben — 

72. Sonstiges 

— wie z. B. Zuschuß an die Stiftung Preußi- 
scher Kulturbesitz, Darlehen zur Deckung 
des Nachholbedarfs freier, gemeinnützi- 
ger Krankenhäuser. Zuschüsse für kultu- 
relle, volkspolitische und sonstige Zwecke 
im Bereich des BMGes, Beitrag zum 
deutsch-französischen Jugendwerk, Par- 
teienfinanzierung, Förderung kommunaler 
' Vorhaben im Raum Bonn, Bundesnachrich- 


tendienst, Volkszählungsgesetz u. a. m, . . 

470,9 

942,0 

977,4 

833,1 

961,8 

Ausgabebedarf insgesamt 

76 717,0 

82 406,5 

86 839,3 

91 247,4 

95 864,4 

rd. in Mrd. DM 

76,72 

82,41 

86,8 

91,2 

95,9 


") o h n e II. Konjunkturprogramm 1967/68 (kassenmäßiger Abfluß) 
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Anlage 2 

Stand: 5. September 1968 


Ausgabebedarf des Bundes bis 1972 
nach 

Einzelplänen 

in Millionen DM 


Einzel- | 
plan 1 

Bezeichnung 

1968 

(Soll) 

01 

Buiidespräsidialamt 

4,9 

02 

Bundestag 

101,7 




03 

Bundesrat 

3,1 

04 

Bundeskanzleramt 

180,9 

05 

Auswärtiges Amt 

698,7 

06 

Inneres (ohne Kap. 06 19 bis 06 21) 

1 523,5 

07 

Justiz 

1 10,0 

08 

Finanzen 

856,2 

09 

Wirtschaft 

1 090 4 

10 

Ernährung 

5 432,1 

1 1 

Arbeit 

16 674 8 

12 

Verkehr 

8 184 8 

13 

Post- und Feinmeldewesen 

83,9 ') 

14 

Verteidigung 

18 054,6 

15 

Gesundheitswesen 

104,0 

19 

Bundesverfassungsgericht 

9,4 

20 

Bundesrechnungshof 

14,4 

23 

Wirtschaftliche Zusammenarbeit 

2 064,4 

24 

Schatzministerium 

317,9 

25 

Wohnungsbau 

1 534,4 

26 

Vertriebene 

96,4 

27 

Gesamtdeutsche Fragen 

224,3 

28 

Angelegenheiten Bundesrat und Länder 

1,4 

29 

Familie und Jugend 

2 803,6 

31 

Wissenschaftliche Forschung 

1 922,3 

32 

Bundes'schuld 

1 924,1 ") 

33 

Versorgung 

3 187,0 

35 

Verteidigungslasten 

601,8 

36 

Zivile Verteidigung 



(einschließlich Kap. 06 19 — -06 21) 

440,4 

1 

60 

Allgemeine Finanzverwaltung 

8 471,7 “) 

1 


Gesamtausgabebedarf 

76717,1 


I 


1969 

Entwurf 

4,9 

107.0 

3.2 

193.4 

734.0 
1 516,1 

120.0 

852.5 

1 058,2 

5 571,0 *9 
16 933,1 
9 062,7 

121.9 
18 800,0 

106,8 

4.2 

14,5 

2 206,0 

332.9 

1 581,0 

94,4 

218,8 

1,5 

2 907,4 
2 178,7 

2 736,1 ") 

3 310,0 

633,0 

432,4 
10 570,8 

82 406,5 
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1970 1 

1971 

' 1972 

1 

5,1 

5,8 

5,8 

86,7 

82,7 

82,7 

3,3 

3,5 

3,5 

209,0 

214,3 

221,1 

764,6 

789,6 

806,6 

1 566,9 

1 532,9 

1 578,8 

129,9 

130,3 

123,9 

841,6 

830,6 

845,6 

1 216,4 

1 102,3 

1 136,4 

5 065,1 3) 

4 968,7 3) 

5 250,0 

17 099,0 

17 803,0 

19 347,4 

9 744,8 

10291,0 

10 861,7 

154,8 4) 

186,9 “j 

219,4 

19 768,0 

20 368,0 

21 075,0 

128,9 

131,3 

145,0 

4,2 

4,2 

4,2 

14,6 

14,6 

14,6 

2 426,1 

2 555,1 

2 733,1 

326,9 

314,9 

238,9 

1 666,2 

1 686,9 

1 812,6 

87,5 

156,1 

84,2 

220,1 

220,1 

220,1 

1,5 

1,6 

1,6 

3 248,4 

3 584,8 

4 016,8 

2 660,0 

3 400,0 

4 000,0 

2 980,9 '0 

3 345,4 •^) 

3 792,9 

3 369,0 

3 395,0 

3415,0 

637,0 

638,0 

640,0 

432,4 

432,4 

432,4 

1 1 980,4 

13 057,4 <’) 

12 755,1 

86 839,3 

91 247,4 

95 864,4 


) Mehrbedarf für bis 15. April 1968 in Kraft getretene 
Besoldungs- und Tarifverbesserungen in den jewei- 
ligen Einzelpiänen enthalten; Verfügungsmittel für 
das 4. Besoldungsänderungsgesetz sind zentral im 
Epl. 60 veranschlagt 

-) ohne kassenmäßigen Abfluß des 11. Konjunkturförde- 
ningsprogramms in 1968 

■) Bei der Würdigung der Gesamtplafonds des Epl. 10 
sind die Degression der Ausgleichszahlungen anläß- 
lich der Getreidepreissenkung (1968: 560 Millionen 
DM, 1969: 374 Millionen DM, 1970: 187 Millionen DM) 
und der Wegfall der Vorschriften über die EWG- 
Anpassungshilfe mit dem Jahre 1969 zu berücksich- 
tigen. 

') einschließlich Schuldendienst für Anleihen der Bun- 
despost 

’J Nettoveranschlagung der Kreditaufnahmen und Münz- 
einnahmen 

'•) ohne durchlaufende LAG-Abgaben und ohne Deckung 
von Defiziten aus Vorjahren, jedoch einschließlich 
Verstärkungsmittel für Besoldungsverbesserungen 
(mit Anteil Bundesbahn) 
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Anlage 3 

Stand: 5. September 1968 


Entwicklung der Ausgaben des Bundes 
nach 

Ausgabearten 

(Maschinell erstellte Querschnittsbetrachtung 
unter Verwendung der neuen Haushaltsgruppierung 
in Milliarden DM 




1968 

Soll 

1969 

Regie- 

rungs- 

entwurf 

1970 

1 1971 1 

1972 


Ausgabeart | 


Finanzplanung 


I. 

Laufende Ausgaben 

1. Personalausgaben-) 

11,78 

13,43 

14,4 

15,3 

16,1 


2. Kaufe von Gütern und Diensten^) 

10,56 

11,37 

12,3 

12,8 

13,8 


3. Einkommensübertragungen 

(einschließlich Mittelübertragungen an Gebiets- 
körperschaften) ^) 

40,48 

42,46 

44,1 

45,7 

47,4 


4. Zinszahlungen 

2,45 

2,95 

3,0 

3.3 

3,6 


5. Laufende Ausgaben zusammen 

65,27 

70,21 

1 73,8 

77,1 

80,9 

II. 

Vermögens wirksame Ausgaben 

6. Unmittelbare Investitionen 

3,87 

4,29 

4,8 

5,2 

5,5 


7. Vermögensübertragungen ^) ‘ 

3,92 

4,40 

4,5 

5,2 

5,7 


8. Darlehensgewährung und Beteiligungen ®) .... 

3,66 

3,51 

3,7 

3,7 

3,8 


9. Vermögenswirksame Ausgaben zusammen ^) 

11,45 

12,20 

13,0 

14,1 

15,0 

III. 

Gesamtausgaben 

76,72 

82,41 

86,8 

91,2 

95,9 
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Anlage 3 


Entwicklung der Ausgaben des Bundes 
nach 

Ausgabearten 

(Maschinell erstellte Querschnittsbetrachtung) 
unter Verwendung der neuen Haushaltsgruppierung i) 
in V. H. der Gesamtausgaben 




1968 

Soll 

1969 

Regie- 

rungs- 

entwurf 

1970 

1 1971 1 

1972 


Ausgabeart j 


Finanzplanung 


L 

Laufende Ausgaben 

1. Personalausgaben “) 

1 

1 

i 15,4 

16,3 

16,6 

16,8 

16,8 


2. Käufe von Gütern und Diensten ^) 

13,7 

13,8 

14,2 

14,0 

14,4 


3. Einkommensübertragungen 

(einschließlich Mittelübertragungen an Gebiets- 
körperschaften) '^) 

52,8 

51,5 

50,8 

50,1 

49,4 


4. Zinszahlungen 

3,3 

3,6 

3,5 

3,6 

3,8 


5. Laufende Ausgaben zusammen 

85,2 

85,2 

85,1 

84,5 

84,4 

II. 

Vermögenswirksame Ausgaben 

6. Unmittelbare Investitionen 

5,0 

5,2 

5,5 

5,7 

5,7 


7. Vermögensübertragungen 

5,1 

5,3 

5,2 

5,7 

6,0 


8. Darlehensgewährung und Beteiligungen ®) .... 

4,7 

4,3 

4,2 

4,1 

3,9 


9. Vermögenswirksame Ausgaben zusammen ^) 

14,8 

14,8 

14,9 

15,5 

15,6 

IIL 

Gesamtausgaben 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


*) Auf Grund der neuen Haushaltsgruppierung ist ein Vergleich mit den im Vorjahr veröffentlichten Zahlen (vgl. 
Finanzbericht 1968, S. 109 f.) nicht möglich. 

“) Abweichend von I. der Anlage 1 : ohne Zuweisungen an andere Gebietskörperschaften und sonstige Bereiche 
für Versorgung von Verdrängten und früheren Berufssoldaten sowie ohne dem Bund zur Last fallender Per- 
sonalaufwand institutionell geförderter Einrichtungen; daher nicht vergleichbar mit I. der Anlage 1 


•’) Davon: für Verteidigungszwecke 


1968 

1969 

1970 

1971 

1972 

(IV./l a bis e der Anlage 1): 

Mrd. DM 

7,90 

8,21 

9,0 

9,4 

10,1 

3 Davon: Schuldendiensthilfen an andere Gebietskörperschaften 

v. H. 

(10,3) 

(10,0) 

(10,4) 

(10,3) 

(10,5) 

und sonstige Bereiche: 

Mrd. DM 

0,87 

1,08 

1,1 

1,2 

1,2 


v.H. 

(12) 

(13) 

(1.3) 

(1.3) 

(1.3) 


'•) Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen an Gebiets körperschaften und sonstige Bereiche 

einschließlich Ausgaben für Wohnungsbau für militärisches und ziviles Personal usw. im Epl. 14 — Verteidi- 
gung — (vgl. Anlage 1, IV. H Buchstabe f) 


wegen anderer Abgrenzung nicht vergleichbar mit A 1 der Gesamtübersicht (Hinweis auf Tz 17 der Vorbemer- 
kungen) 
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Anlage 4 

Stand: 5. September 1968 


Finanzierungsrechnung 

(Kreditplanung) 


I . 


2 


4. 


6. 


7 . 

8. 

9. 


Kreditaufnahme 

a) Neu Verschuldung netto 

b) lür Anschlußtinanziei Ling 

c) zur Abdeckung von Fehlbeträgen der Vorjahre . . 

d) Kreditaufnahme brutto insgesamt 

Münzeinnahmen 

netto (Erlöse X Pragekosten) 

Entnahmen aus Rücklagen 

Einnahmen aus Überschüssen 

(Kreditaufnahmen) der Vorjahre 

Bruttofinanzierungssaldo 

Tilgungen 

a) langfristiger Schulden 

b) kürzerfristiger Schulden 

c) Deckung von Fehlbeträgen der Vorjahre 

Zuführungen an Rücklagen 

Nettofinanzierungssaldo B 3 der Gesamtübersicht . . . 

Deckung des Nettofinanzierungssaldos durch 

a) Kreditaufnahme 

b) Münzeinnahmen 

c) Überschüsse (Kreditaufnahmen) aus Vorjahren . . 


1968 

! 1969 

i 1970 1 

1971 1 

1972 



in Mrd . DM 



7,15 >) 

3,59 

3,5 

3,7 

4,0 

3,07 -) 

7,79 

7,7 

12,0 

10,6 

1,10 

1,35 

— 

— 

— 

11,32 -) 

12,73 

11,2 

15,7 

14,6 

0,12 

0,06 

0,1 

0,1 

0,1 

0,07 

— 

— 

— 

— 

11,51 

12,79 

11,3 

15,8 

14,7 

2,24 “) 

1,00 

1,2 

1,3 

1,6 

0,83 

6,79 

6,5 

10,7 

9,0 

1,10 

1,35 

— 

— 

— 

7,34 2 ) 

3,65 

3,6 

3,8 

4,1 


7,15 

3,59 

3,5 

3,7 

4,0 

0,12 

0,06 

0,1 

0,1 

0,1 

0,07 

— 

— 

— 

— 


') einsdiließlich II. Konjunkturförderungsprogramm 1967 1968 (kasseniräßiger Abfluß 1968) 

-) einschließlich 1 Mrd. DM für Rückkauf von Schuldbuchforderiingen der Rentenversicherungsträger 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 
zur Finanzplanung des Bundes 1968 bis 1972 


Der Bundesrat sieht in der fortgeschriebenen Finanz- 
planung einen erfolgreichen Beitrag für eine koordi- 
nierte Finanz- und Wirtschaftspolitik. Im einzelnen 
sind folgende Bemerkungen geboten: 

1. Die Bundesregierung geht davon aus, daß die 
in der Finanzplanung enthaltene Steuerschät- 
zung in den Jahren 1971 und 1972 möglicher- 
weise um insgesamt 2,7 Mrd. DM überschritten 
werden könnte. Sie will für den Fall, daß diese 
Erwartung nicht eintritt, die veranschlagten 
Ausgaben durch Steuererhöhungen im Rahmen 
der bestehenden Steuerbelastungsquote decken. 
Der Bundesrat weist darauf hin, daß bei den 
hierbei zu treffenden steuerpolitischen Ent- 
scheidungen die Gleichrangigkeit der Deckungs- 
bedürfnisse von Bund, Ländern und Gemeinden 
zu wahren ist. 

2. a) Die in der Finanzplanung bekundete Ab- 

sicht, die Gemeindefinanzmasse um weitere 
insgesamt 500 Mio DM zu verstärken, wird 
begrüßt. Die Aufbringung dieser Mittel ist 
jedoch zwischen Bund und Ländern bisher 
nicht erörtert worden. Die Finanzplanung 
läßt erkennen, daß nach den Vorstellungen 
der Bundesregierung die Verbesserung um 
500 Mio DM nahezu vollständig zu Lasten 
der Länder gehen soll. Zwar will der Bund 
hiervon 250 Mio DM aufbringen, gleichzeitig 
aber Bundeszuweisungen an die Länder in 
Höhe von 220 Mio DM streichen. 

b) Der Bundesrat hält die für 1970 vorgesehene 
Erhöhung der Gemeindefinanzmasse aus 
Bundesmitteln für unzureichend. Er geht da- 
von aus, daß es sich hierbei lediglich um 
eine vorläufige Zahl handelt, die unter dem 
Vorbehalt der abschließenden Beratung des 
Finanzreformgesetzes und der Ausführungs- 
gesetze zur Gemeindefinanzreform steht. 
Der Bundesrat erwartet, daß im Zuge dieser 
Gesetzgebungsverfahren der erforderlichen 
Aufstockung der Gemeindefinanzmasse durch 
den Bund Rechnung getragen wird. 

c) Der Bundesrat hält es nicht für zutreffend, 
von erheblichen Vorleistungen des Bundes 
für die Gemeindefinanzreform zu sprechen. 
Die bisher beschlossenen finanziellen Ver- 
besserungen für die Gemeinden wurden 
durch Erhöhung der Mineralölsteuer und 
werden durch Leistungen der Länder (Sofort- 
hilfe aus dem Länderanteil an der Einkom- 
men- und Körperschaftsteuer) ermöglicht. 

3. Mit der Zielsetzung, ausgewogenere Steuer- 
kraftverhältnisse unter den Ländern zu schaffen, 
ist es nach Auffassung des Bundesrates unver- 


einbar, ab 1970 Ergänzungszuweisungen nicht 
mehr vorzusehen und die Strukturhilfen zu 
kürzen. 

4. Der Bundesrat betont mit Nachdruck, daß eine 
Entschädigung für Flüchtlinge aus der SBZ 
nach dem klaren Wortlaut des Artikels 120 GG 
eindeutig eine Aufgabe des Bundes darstellt. 
Für die nach der Finanzplanung vorgesehene 
Beteiligung der Länder an der Finanzierung ist 
somit kein Raum. 

5. Der Bundesrat stimmt mit der Bundesregierung 
darin überein, daß der Wissenschaftsförderung 
im Rahmen der haushaltsmäßigen Möglichkeiten 
Vorrang gebührt. Er weist jedoch darauf hin, 
daß die hierfür in der Finanzplanung vorge- 
sehenen Steigerungsraten für die Länder Folge- 
kosten nach sich ziehen werden, die bei der 
künftigen Verteilung der Finanzmasse berück- 
sichtigt werden müssen. 

6. Die Bundesregierung rechnet den Investitionen 
„sonstige wachstumsfördernde Ausgaben" (z. B. 
die Aufwendungen für Wohnungsbauprämien) 
hinzu. Diese Art der Zuordnung von Ausgaben 
zu den Investitionen ist nicht ohne Bedenken. 
Einmal führt sie zu Abgrenzungsschwierigkei- 
ten, wie dies die Bundesregierung in Ziffer 17 
selbst zu erkennen gibt. Zum anderen ist die 
Vergleichbarkeit der öffentlichen Finanzplanun- 
gen in Frage gestellt, wenn Bund, Länder und 
Gemeinden nicht von übereinstimmenden Zu- 
ordnungen ausgehen. Der Bundesrat hält eine 
Klärung dieser Frage im Finanzplanungsrat für 
notwendig. 

7. Der Bundesrat weist darauf hin, daß die in 
der Finanzplanung vorgesehene Ausstattung 
des Einzelplans 10 (Landwirtschaft) in den Jah- 
ren 1970 bis 1972 erheblich unter den Ausgabe- 
ansätzen des Jahres 1969 liegt. Da die Ausgaben 
für die landwirtschaftlichen Marktordnungen 
ständig und erheblich steigen, besteht die Ge- 
fahr, daß der finanzielle Rahmen für die nationale 
Agrarpolitik enger wird, zumal in der Finanz- 
planung der Bundesregierung unter Nr. 40 der 
Anlage 1 ausdrücklich darauf hingewiesen wird, 
daß etwaige weitere Mehrausgaben aufgrund 
bestehender Marktordnungen in der Regel im 
Einzelplan 10 (Landwirtschaft) aufzufangen sind. 

Im Agrarprogramm der Bundesregierung ist 
festgestellt worden, daß die gewerbliche Wirt- 
schaft großen Nutzen aus der beschleunigten 
Verwirklichung des gemeinsamen Agrarmarktes 
gezogen und die Bundesregierung aus über- 
geordneten integrationspolitischen Gesidits- 
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punkten den agrarpolitischen Forderungen der ' 
Überschuß länder nachgegeben hat. 

Die ßimdesregierung wird deshalb gebeten, 
dafür Sorge zu tragen, daß der Einzelplan 10 
in der Finanzplanung so ausgestattet wird, daß 
die geplanten Maßnahmen für die nationale 
Agrarpolitik in den künftigen Haushaltsjahren 
durchgeführt werden können. 

8. Der Bundesrat wiederholt seine Forderung vom 
13. Oktober 1967, die Eingliederung der ver- 
triebenen und geflüchteten Landwirte zu einem ! 
befriedigenden Abschluß zu bringen. Die mittel- | 
fristige Finanzplanung des Bundes ist diesem | 
Erfordernis anzupassen. Dazu ist es einmal not- ^ 
wendig, spätestens ab 1970 in den folgenden ' 
Haushaltsjahren wieder mindestens 100 Milli- 1 
onen DM Haushaltsmittel jährlich zur Verfü- 
gung zu stellen. 

Da selbst dieser Betrag mit Sicherheit nicht aus- 
reichen wird, müssen wie in den vergangenen ; 
Jahren zusätzliche Kapitalmarktmittel für die . 
ländliche Siedlung und die Agrarstrukturverbes- i 
serung zu Lasten des Zweckvermögens beschafft 1 
werden. Diese Kapitalmarktmittel sind in Höhe 
von zwei Dritteln für Förderungsmaßnahmen ^ 
der ländlichen Siedlung einzusetzen. ! 

Der Bundesrat erwartet, daß dieses Anteilsver- i 
hältnis bereits bei der für das Rechnungsjahr | 
1969 vorgesehenen Anleihe in Höhe von 300 
Millionen DM angewandt wird. i 

i 

9. Der Bundesrat begrüßt, daß die Bundesregie- i 
rung in diesem „Regierungsprogramm in Zah- | 
len" die Ausgaben für die „innere (soziale) | 
Sicherheit" als Ausgabenschwerpunkt hervor- | 
hebt. Der Bundesrat hält es jedoch für erfor- : 
derlich, daß die in der Vorlage verwandten i 
Begriffe der „wachstumsfördernden Maßnah- i 
men", „Sozialinvestitionen" und „Infrastruktur" | 
nicht so eng gefaßt werden, daß der Eindruck ' 
entstehen kann, soziale Leistungen und Dienste i 
seien nicht einbezogen. Der überwiegende Teil j 
der Ausgaben zur Erhaltung und Wiederherstel- | 
lung der Gesundheit dient der Sicherung der 
Leistungsfähigkeit. Sie sind damit eine entschei- i 
dende Voraussetzung des Wirtschaftswachs- j 
tums. Diese Ausgaben fallen vor allem in den 
Bereich der Finanzverantwortung der Kranken- 
versicherung, der Rentenversicherungen, der 
Unfallversicherung, der Länder und der Kommu- , 
nen. Im öffentlichen Gesundheitswesen der 
Länder und Kommunen ist angesichts eines I 
hohen Nachholbedarfs mit einer überproportio- 
nalen Ausgabenentwicklung zu rechnen. Bei 
der Entwicklung der Kosten der ärztlichen Ver- 
sorgung gilt für die gesetzliche und die private 
Krankenversicherung Entsprechendes; die Ko- 
stenentwicklung in der privaten Krankenver- 
sicherung wirkt sich bei der Einkommensteuer 
aus. 

Das Arbeitspotentidl wird weiter durch Reha- 
bilitationsmaßnahmen verstärkt, oft erst in Ver- 
bindung mit den Berufsunfähigkeitsrenten der 


Rentenversicherungen, den Teilrenten der Un- 
fdllversicherimg und den Grundrenten der 
Kriegsopferversorgung; erst diese Renten ge- 
ben vielen die Möglichkeit der Eingliederung 
in den Wirtschattsprozeß. 

Die Ruhegelder und die Erwerbsunfähigkeits- 
renten der Rentenversicherungen beruhen 
nicht nur auf einer sozialen Verpflichtung, sie 
sind zugleich eines der wichtigsten Fundamente 
der „inneren (sozialen) Sicherheit". 

Eine Ausklammerung der sozialen Leistungen 
und Dienste durch eine zu enge Abgrenzung 
der Begriffe „wachstumsfördernde Maßnah- 
men", „Sozialinvestitionen" und „Infrastruk- 
tur" könnte daher zu einer Gefährdung eines 
stetigen Wirtschaftswachstums und der „inne- 
ren (sozialen) Sicherheit" führen. 

10. Die Bundesregierung wird gebeten, im Verlauf 
der Beratungen zu prüfen, ob in der Finanz- 
planung des Bundes 1968 bis 1972 der voraus- 
sehbaren Entwicklung auf den Gebieten der Fe- 
stigung der Gesundheit und der Krankenheilung 
ausreichend Rechnung getragen worden ist. 

11. Der Bundesrat begrüßt, daß in der Finanzpla- 
nung der öffentliche Gesamthaushalt („Gebiets- 
körperschaften, Sondervermögen LAF und ERP 
sowie Sozialversicherungen") als Ganzes gese- 
hen wird. Die Bundesregierung wird die Ab- 
grenzung der Aufgabenverantwortung und der 
Finanzverantwortung zwischen Bund, Ländern 
und Gemeinden in den Finanzreformgesetzen 
vorlegen. Der Bundesrat erwartet auch die Vor- 
lage einer sachgerechten Abgrenzung der Auf- 
gabenverantwortung des Steuerfiskus und des 
Beitragsfiskus. Durch Abwälzung von Ausga- 
benverpflichtungen des Steuerfiskus auf die 
Beitragszahler der Sozialversicherungen wird 
die vom Gesetzgeber festgelegte Steuererleich- 
terung für niedrige und mittlere Einkommen 
teilweise aufgehoben, und zugleich werden 
arbeitsintensive Unternehmen zusätzlich bela- 
stet. 

12. In diesem Zusammenhang erwartet der Bundes- 
rat nach wie vor, daß bei der Fortentwicklung 
der Finanzplanung die durch die Gesetzgebung 
zur Sanierung des Haushalts entstandenen Ver- 
lagerungen der Belastungen überprüft werden 
[vgl. Drucksache 626/67 (Beschluß) vom 15. De- 
zember 1967]. 

13. Die Bundesregierung wird gebeten, im Rahmen 
der Finanzplanung des Bundes 1968 bis 1972 
die für eine Anpassung der Leistungen in der 
Kriegsopferversorgung an die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit und das reale Wachstum der 
Volkswirtschaft notwendigen Mittel bereits ab 
1969 bereitzustellen. 

14. Der Bundesrat begrüßt die Absicht der Bundes- 
regierung, im Familienlastenausgleich die Kin- 
dergeldzahlungen und die für Kinder gewährten 
steuerlichen Erleichterungen zu einem einheit- 
lichen System zusammenziifassen. Er erwartet. 


34 



Deutscher Bundestag • — 5. Wahlperiode 


daß diese Harmonisierung mit dem Ziel eines 
chancengerechten Famiiieniastenausgleichs für 
die Kinder der Familien aller Einkommensgrup- 
pen beschleunigt erfolgt. 

Der Bundesrat empfiehlt, die dringend not- 
wendige Verbesserung des Familienlastenaus- 
gleichs nicht erst für 1972 vorzusehen, sondern 
schon zu einem früheren Zeitpunkt zu verwir- 
lichen. 

15. Die Bundesregierung wird gebeten, die vom 
Bundesrat in seiner 315. Sitzung anläßlich der 
Beratung des Entwurfs eines Arbeitsförderungs- 
gesetzes (AFG) geäußerten Wünsche hinsicht- 
lich der Neuregelung der Aufbringung der Mit- 
tel für die Durchführung dieses Gesetzes durch 
entsprechende Ansätze bei der Finanzplanung 
des Bundes für das Jahr 1972 zu berücksichti- 
gen. 


Drucksache V/3299 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Bemerkungen des Bundesrates 


Die Bundesregierung hat von der Stellungnahme 
des Bundesrates Kenntnis genommen. Sie wird mit 
Gegenstand der Überlegungen bei der weiteren 
Fortschreibung der Finanzplanung des Bundes sein. 
Soweit sich die Anregungen auf den Haushalt 1969 
beziehen, besteht keine Möglichkeit mehr, Ände- 
rungen der Finanzplanung vorzunehmen. Zu den 
Änderungsanträgen des Bundesrates zum Haushalts- 
entwurf 1969 haf die Bundesregierung gesondert 
Stellung genommen. 
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